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01. Juni 2007 W-Besoldung
TFH Berlin, 10.30 Uhr bis 17.00 Uhr

02. Juni 2007 Rechte und Pflichten der ProfessorInnen
TFH Berlin, 10.30 Uhr bis 17.00 Uhr

01./02. Juni 2007 Intensiv-Bewerbertraining für alle Fächer
Hotel Kranz, Siegburg, Fr. 16.00 Uhr bis Sa. 17.15 Uhr
Der Seminarbeitrag beträgt 550,– EUR, eine Ermäßigung ist nicht möglich

15. Juni 2007 Das Berufungsverfahren an Fachhochschulen: 
rechtliche und praktische Aspekte
Hotel Kranz, Siegburg, 10.30 Uhr bis 17.00 Uhr

15./16. Juni 2007 Intensiv-Bewerbertraining für alle Fächer
Hotel Kranz, Siegburg, Fr. 16.00 Uhr bis Sa. 17.15 Uhr
Der Seminarbeitrag beträgt 550,– EUR, eine Ermäßigung ist nicht möglich

28. Juni 2007 EU-Forschungsprojekte erfolgreich 
beantragen und durchführen
Wissenschaftszentrum Bonn, 10.30 Uhr bis 17.00 Uhr

13. Juli 2007 Das Berufungsverfahren an Fachhochschulen: 
rechtliche und praktische Aspekte
Hotel Kranz, Siegburg, 10.30 Uhr bis 17.00 Uhr

Seminare des Hochschullehrerbundes hlb
Jetzt anmelden: Fax 0228-354512!

Der Seminarbeitrag beträgt für hlb-Mitglieder 250,-EUR, Nichtmitglieder zahlen 400,-EUR. Im Seminar-
beitrag enthalten sind umfangreiche Seminarunterlagen, Getränke sowie ein Mittagessen. Ein Seminar-
programm erhalten Sie nach Anmeldung. Weitere Informationen finden Sie im Internet unter: www.hlb.de

Hiermit melde ich mich zu den oben angegebenen (bitte ankreuzen !) hlb-Seminaren an: 

Titel, Vorname, Name:

Institution/Hochschule:

Straße: PLZ, Wohnort:

Rechnungsanschrift: 

E-Mail:

Telefon:

Ich bin ■■ Mitglied im hlb ■■ kein Mitglied im hlb ■■ an einer Mitgliedschaft im hlb interessiert 
und zahle im Falle eines Beitritts zum hlb
nur den ermäßigten Seminarbeitrag

(Datum, Unterschrift)



tionsrecht für forschungsstarke Bereiche
der Fachhochschule, wenn nötig, nach
einem Akkreditierungsverfahren.

Das ist genau der Weg, den der Land-
tagsabgeordnete Reinhard Löffler in
Baden-Württemberg für den richtigen
hält (s. Länderberichte). Aber nicht nur
die Fakultäten der Fachhochschulen,
sondern auch die Fakultäten der Uni-
versitäten müssten sich einem Qualifi-
zierungsprozess unterziehen. Diese Auf-
fassung unterstützt der baden-württem-
bergische Wissenschaftsminister Peter
Frankenberg. Die Qualitätssicherung der
Hochschulen müsste auch und gerade
für den Bereich der Promotion und der
Ph.D.-Programme gelten.

Den Abschluss zum Titelthema macht
ein Bericht in den FH-Trends über die
Promotion eines begabten Absolventen
der FH Düsseldorf, der sich bei seiner
Bewerbung um eine Promotionsstelle
am C-LAB Paderborn, einer gemeinsa-
men Forschungseinrichtung der Univer-
sität Paderborn und Siemens, gegen
eine Reihe von Bewerbern mit Universi-
tätsabschluss durchsetzen konnte.
Zusammen mit der beiläufigen Bemer-
kung von Christoph Maas, in seiner
Hochschule promovierten zur Zeit 
27 Doktoranden und Doktorandinnen,
lässt dies nur eine Schlussfolgerung zu:
Die Verleihung des Promotionsrechts an
forschungsstarke Fakultäten von Fach-
hochschulen ist überfällig!

Ihre Dorit Loos

Im ersten Aufsatz zum Titelthema gibt
Hans-Wolfgang Waldeyer eine Übersicht
über die verschiedenen landesrecht-
lichen Regelungen zum kooperativen
Promotionsrecht. Das Ergebnis ist
ernüchternd: Nur in zwölf von 16 Bun-
desländern ist ein kooperatives Promo-
tionsrecht vorgesehen. Eine Pflicht zur
gemeinsamen Betreuung der Fachhoch-
schul-Promovenden gibt es nur in Bay-
ern, Brandenburg, Bremen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Nordrhein-Westfa-
len und Thüringen. Eine Pflicht zur
Beteiligung eines Professors der Fach-
hochschule an der Prüfung gibt es nir-
gendwo. Sie ist in Bayern, Baden-Würt-
temberg, Berlin, Brandenburg, Bremen,
Mecklenburg-Vorpommern und Schles-
wig-Holstein erlaubt, aber in das Er-
messen der zuständigen universitären
Fakultät gestellt. Die Bedeutung des
kooperativen Promotionsverfahrens
kann am besten durch die Tatsache
gekennzeichnet werden, dass nach einer
Untersuchung der HRK aus dem Jahr
2006 nur 35 von 840 Promotionsord-
nungen Bestimmungen für ein koopera-
tives Promotionsverfahren enthalten!

Martin Stohrer, Rektor der FHT in Stutt-
gart, fordert denn auch im zweiten Bei-
trag ein eigenes Promotionsrecht für die
Fachhochschulen insofern, dass nach
einem Antrag an eine Akkreditierungs-
agentur diese das Promotionsverfahren
an der Fachhochschule nach einem von
dem Akkreditierungsrat entwickelten
Standard begleitet und die Prüfungs-
kommission bestimmt.

Deutlich weiter in seiner Forderung
geht Christoph Maas, Vizepräsident der
HAW Hamburg, im dritten Beitrag. Er
verlangt das uneingeschränkte Promo-

Die Verleihung des Promotionsrechts an Fachhochschulen ist nicht

mehr die Frage des OB, sonders des WIE und WANN!
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Bonn, den 21. März 2007. Im Zusam-
menhang mit der Einführung von Lehr-
professuren an den Universitäten erklärt
der Wissenschaftsrat, dass eine Teilhabe
an der Forschung von 30% der Arbeits-
zeit eine Mindestvoraussetzung für eine
Professur darstelle. Eine höhere als eine
12 Semesterwochenstunden umfassende
Lehrverpflichtung mache ein Engage-
ment in der Forschung unmöglich,
beeinträchtige die Qualität der Lehre

und mindere die Attraktivität der Pro-
fessuren. Der Hochschullehrerbund hlb
stimmt dieser Einschätzung des Wissen-
schaftsrates in vollem Umfang zu. Die
Lehrverpflichtung der Professorinnen
und Professoren an deutschen Fach-
hochschulen liegt mit 18 Semester-
wochenstunden (ST: 16, BY 19) nicht
nur im Vergleich zu den Lehrenden an
Universitäten, sondern auch im interna-
tionalen Vergleich unzumutbar hoch. 

Der Beruf der Professorin und des Pro-
fessors an einer Fachhochschule hat in
den vergangenen Jahren einen grund-
legenden Wandel hinsichtlich der
Gewichtung der Aufgaben erfahren. Das
Bild des Professors, der sich ausschließ-
lich der Lehre widmet, gehört der Ver-
gangenheit an. Professoren an Fach-
hochschulen nehmen ihren For-
schungsauftrag ernst, wie ihre zahlrei-
che Beteiligung an den Forschungspro-
grammen des Bundes und der EU zeigt.
Sie übernehmen Managementaufgaben
an ihrer Hochschule, gestalten die Stu-
dienreform und repräsentieren ihre
Hochschule auf nationaler und interna-
tionaler Ebene. 

Die Professorinnen und Professoren an
Fachhochschulen bewältigen ihre viel-
fältige und anspruchsvolle Tätigkeit mit
hohem Lehrpensum, aber ohne nen-
nenswerte Unterstützung durch eigene
Mitarbeiter und häufig mit geringer
Unterstützung durch die personell
ebenso knapp besetzten Hochschulver-
waltungen.

Trotz ungünstiger Arbeitsbedingungen
bilden die Fachhochschulen Absolven-
ten aus, deren Qualität von den Arbeit-
gebern hoch geschätzt wird. Künftig
sehen sich Fachhochschulen zuneh-
mend einer unmittelbaren Konkurrenz
mit Universitäten ausgesetzt: Nach der
Vereinheitlichung der Studienstruktu-
ren durch den „Bologna-Prozess“ kon-
kurrieren beide um nahezu dieselben
Studienanfänger und – nach dem Weg-
fall der Habilitation in vielen Fächern
der Universitäten – zunehmend ge-
meinsam um qualifizierte Bewerber auf
Professorenstellen. Das mehr als dop-
pelt so hohe Lehrpensum, die geringe
Personalausstattung und die niedrigere
Vergütung nach Einführung der 
W-Besoldung hat schon heute zu einem
deutlichen Attraktivitätsverlust der Pro-
fessur an Fachhochschulen geführt –
und das bei einem anstehenden Gene-
rationswechsel innerhalb der Professo-
renschaft. Dieser Prozess muss dringend
gestoppt werden, wenn die Qualität der
Fachhochschule als anwendungsorien-
tierter Hochschultyp erhalten bleiben
soll.

06 hlb-AKTUELL

Statt Lehrprofessuren Attraktivität
der Professuren stärken

Der Hochschullehrerbund hlb fordert den Wissenschaftsrat auf, eine Senkung der Lehrver-
pflichtung für Professuren an Fachhochschulen ernsthaft und mit Nachdruck zu verfolgen.
Für den Präsidenten des Hochschullehrerbundes hlb, Nicolai Müller-Bromley, kann es
nicht angehen, dass sich der Wissenschaftsrat eingehend mit der Frage der maximal ver-
tretbaren Höhe der Lehrverpflichtung an Universitäten beschäftigt, ohne die maximal ver-
tretbare Höhe der Lehrverpflichtung an Fachhochschulen auch nur anzusprechen – und
das, obwohl die überhöhte Lehrverpflichtung an den Fachhochschulen die Attraktivität der
Professuren nachhaltig beeinträchtigt.

Mitglieder-Rundschreiben jetzt online anfordern

Ab sofort können Mitglieder des Hochschullehrerbundes Informationen zu folgenden
Themen online als pdf-Datei anfordern. Senden Sie bitte eine eMail an hlbbonn@aol.com.
Rundschreiben geben einen ersten Überblick über vorhandene Regelungen; sie ersetzen
nicht die persönliche Beratung. Hierfür stehen die Mitarbeiter der hlb-Bundesgeschäftsstel-
le montags bis freitags von 8.30 Uhr bis 13.00 Uhr gern zur Verfügung.

■ Altersversorgung aus dem Beamtenverhältnis (Grundsätze)
■ Mindestversorgung
■ Beamtenversorgung bei Dienstunfähigkeit
■ Betriebsrenten/Firmenrenten und ihr Einfluss auf die Versorgung
■ Vordienstzeiten in den neuen Bundesländern aus der Zeit vor dem 3.10.1990
■ Steuerliche Berücksichtigung der Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer:

– Eine Beispielrechnung gegenüber den Finanzämtern
– Grundsätze 
– Aufwendungen, die nicht unter die Pauschale fallen 

■ Computerkauf und -nutzung
■ Ehegatten-Arbeitsverhältnis
■ Beihilfeberechtigung von Ehegatten mit eigenem Einkommen
■ Dienstreise
■ Steuerliche Anerkennung der Aufwendungen für Studienreisen/Besuchen von Fachkon-

gressen
■ Erholungsurlaub
■ Mitwirkung und Mitbestimmung in Kollegialorganen
■ Nachholung von Lehrveranstaltungen
■ Urheberrecht bei wissenschaftlichen Veröffentlichungen
■ Urheberrecht an Hochschulen
■ Betreuung von Abschlussarbeiten
■ Erfindungen und deren Verwertung
■ Haftung an Hochschulen
■ Steuerpflicht der Hochschulen bei Forschungstätigkeit
■ Rentenversicherungspflicht für unterrichtende Tätigkeit
■ Sorgfaltspflichten beim Umgang mit ausgehändigten Dienstschlüsseln
■ Grundsätze der Beihilfe
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Persönlichkeiten von außerhalb der
Hochschule. Die Kompetenzen der
Hochschulleitung werden nachhaltig
gestärkt, die Durchgriffsmöglichkeiten
auf Fachbereiche/Fakultäten werden
ausgeweitet. Die Hochschulen sollen
eigene Beamte ernennen können, Pro-
fessoren berufen und Mitarbeiter ein-
stellen und deren Vergütung eigenstän-
dig bestimmen. Der akademische Senat
wird in seiner bisherigen Kernfunktion
erheblich geschmälert.

Durch das Hochschulfreiheitsgesetz
werden die Mitwirkungs- und Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten der Professo-
rinnen und Professoren auf ein nicht
mehr vertretbares Maß zurückgeschnit-
ten. Sie besitzen weder ein ausschlagge-
bendes Auswahl-, noch ein umfassendes
Abwahlrecht, keinerlei zentrale Auf-
sichtskompetenz und auch kein umfas-
sendes Informationsrecht gegenüber der
Hochschulleitung und/oder des Hoch-
schulrats. Letzterer ist weder hinrei-
chend legitimiert noch zwingend kom-
petent, um die schwierigen Zukunfts-
aufgaben im Hochschulbereich zu
lösen. Es sind die Professoren, die die
Innovationen an den Fachhochschulen
maßgeblich prägen und umsetzen.
Schließlich verfügen die Professorinnen
und Professoren an Fachhochschulen
nicht nur über wissenschaftliche Quali-
fikationen, sondern auch über vielfälti-
ge berufliche Erfahrungen in Unterneh-
men. In diesen Unternehmen waren sie

Bonn, am 31. März 2007. Die Delegier-
ten der 32 Standorte der Fachhochschu-
len in Nordrhein-Westfalen wählten auf
der Landesdelegiertenversammlung im
Wissenschaftszentrum Bonn einen
neuen Landesvorstand. Bereits im ers-
ten Wahlgang wurden der neue Vorsit-
zende Thomas Knobloch (FH Südwest-
falen) und seine Vorstandskollegen,
Thomas Stelzer-Rothe (FH Südwest-
falen), Ulrich Hahn (FH Dortmund),
Gerhard Juen (FH Gelsenkirchen/
Bocholt) und Peter Mischke (FH Nieder-
rhein/Krefeld) mit eindrucksvollen
Mehrheiten gewählt. Neu in den 
Landesvorstand gewählt wurde Frau
Prof. Dr. rer. nat. Cornelia Lerch-Reisp
von der Fachhochschule Lippe-Höxter.
Sie vertritt dort das Lehrgebiet Mathe-
matik/Betriebswirtschaftslehre. Der bis-
herige Vorsitzende Stelzer-Rothe über-
gab sein Vorstandsamt an den neuen
Vorsitzenden Knobloch, um die Voraus-
setzung zu einer Kandidatur für den
Bundesvorstand des Hochschullehrer-
bundes hlb zu schaffen. 

Nachdem die nordrhein-westfälische
Landesregierung mit dem Hochschul-
freiheitsgesetz das Organisationsmodell
einer Aktiengesellschaft auf die Hoch-
schulen des Landes übertragen hat,
kann der neue Vorsitzende seine berufli-
chen Erfahrungen nun auch zum Wohl
des Landesverbandes einsetzen. Thomas
Knobloch vertritt an der Fachhochschu-
le Südwestfalen die Professur für Bilanz-
und Steuerrecht. Er war vor seiner Beru-
fung für den Mannesmann-Konzern in
mehreren leitenden Funktionen im
Rahmen der strategischen Unterneh-
mensplanung tätig, hat dabei intensiv
mit Unternehmensvorständen und
Aufsichtsräten zusammengearbeitet und
weiß insofern aus eigener beruflicher
Erfahrung, wie diese organisiert und
zusammengesetzt sein müssen, um
erfolgreich zum Wohl eines Unterneh-
mens wirken zu können. 

Nach dem Willen der Landesregierung
soll oberste Dienstbehörde in Zukunft
ein Hochschulrat sein, dessen Mitglie-
der hauptsächlich Externe sind, d.h.

in leitender Stellung tätig und haben
Personal geführt, Unternehmen strate-
gisch neu ausgerichtet sowie Fusionen,
Ausgliederungen und Rechtsformände-
rungen maßgeblich begleitet. 

Der hlbNRW sieht die Wissenschaftsfrei-
heit durch das Hochschulfreiheitsgesetz
strukturell gefährdet. Er befürchtet eine
weitere Verstärkung des ökonomischen
Drucks auf die Fachhochschulen, der
zwangsläufig zu einem Qualitätsverlust
führen werde. Der neue Landesvorsit-
zende Knobloch rief die Delegierten
dazu auf, den Vorstand darin zu unter-
stützen, die Fachhochschulen als freie
Institutionen der Wissenschaft zu erhal-
ten und das Hochschulfreiheitsgesetz in
zentralen Punkten überarbeiten zu las-
sen oder den Systemwechsel rückgängig
zu machen. Die Hochschulen müssten
weiterhin Orte bleiben, an denen das
Undenkbare gedacht und das Unmögli-
che gemacht werden dürfe, so der schei-
dende Vorsitzende Stelzer-Rothe.

Für den Bereich der Mitgliederbetreu-
ung wird der Landesvorstand die bereits
begonnene Arbeit konsequent weiter-
führen. Dazu zählt der Landesvorstand
eine Beratungskompetenz für die hlb-
Mitglieder auf hohem Niveau, die kon-
tinuierliche Steigerung der Mitglieder-
zahlen, die Suche nach Lösungen, um
die negativen Folgen der Besoldungsre-
form abzuschwächen, und die Zusam-
menarbeit mit der Landesrektorenkon-
ferenz, um wissenschaftliches Arbeiten
an den Fachhochschulen trotz Hoch-
schulfreiheitsgesetz zu gewährleisten.

NRW mit neuem Vorstand

07hlb-AKTUELL

Der neue NRW-Vorstand (v.l.n.r.): Prof. Dr.-Ing. Ulrich Hahn (FH Dortmund), Prof. Dr.
rer. pol. Thomas Stelzer-Rothe (FH Südwestfalen), Prof. Dr. rer. nat. Peter Mischke
(FH Niederrhein), Prof. Cornelia Lerch-Reisp (FH Lippe und Höxter), Prof. Dr. rer. pol.
Thomas Knobloch (FH Südwestfalen), Prof. Dr. Gerhard Juen (FH Gelsenkirchen)



Das kooperative 
Promotionsverfahren

Entsprechend den Empfehlungen des
Wissenschaftsrats1) ist in den Hoch-
schulgesetzen von zwölf Ländern ein
kooperatives Promotionsverfahren vor-
gesehen, das unter der Verantwortung
der Universität stattfindet, an dem aber
auch eine Fachhochschule beteiligt ist.
Eine Anfrage des Kollegen Jürgen Mot-
tok von der Fachhochschule Regens-
burg gibt Anlass, die einschlägigen lan-
desgesetzlichen Regelungen darzustellen
und kritisch zu würdigen.

I. Landesgesetzliche Regelungen

Das neue Bayerische Hochschulgesetz
vom 23. Mai 20062) sieht ein koopera-
tives Promotionsverfahren vor.3) Die
Details des kooperativen Promotions-
verfahrens regeln die Universitäten in
ihren Promotionsordnungen. Insbeson-
dere haben die Universitäten in ihren
Promotionsordnungen zu regeln, unter
welchen Voraussetzungen Professoren
der Fachhochschule im Rahmen des
kooperativen Promotionsverfahrens als
Betreuende und Prüfende bestellt wer-
den. Die Formulierung „Betreuende und
Prüfende“ macht deutlich, dass die Uni-
versitäten die Mitwirkung der Professo-
ren der Fachhochschule nicht auf die
Betreuung der Promotion beschränken
dürfen, sondern in ihren Promotions-
ordnungen auch regeln müssen, unter
welchen Voraussetzungen die Professo-
ren der Fachhochschule als Prüfer an
der Bewertung der Promotionsleistun-
gen zu beteiligen sind. Das kooperative
Promotionsverfahren ist auf die Promo-
tion von Fachhochschulabsolventen
beschränkt.

Die Universität der Bundeswehr Mün-
chen ist eine staatliche anerkannte

nichtstaatliche Hochschule.4) Ihr sind
das Promotionsrecht und Habilitations-
recht für die universitären Studiengänge
im Rahmen der staatlichen Anerken-
nung verliehen.5) Für die Universität der
Bundeswehr München gilt Art. 64
BayHSchG im Rahmen der staatlichen
Anerkennung entsprechend.6) Dies
bedeutet, dass auch das in Art. 64 
Abs. 1 Satz 3 BayHSchG vorgesehene
kooperative Promotionsverfahren auf
die Universität der Bundeswehr Mün-
chen Anwendung findet. 

Ihre Promotionsordnung vom 8. No-
vember 2000 enthält keine Regelungen
in Bezug auf das kooperative Promo-
tionsverfahren. Daher ist sie gemäß 
Art. 100 Abs. 1 BayHSchG spätestens bis
zum 30. September 2007 an die Bestim-
mungen des neuen Bayerischen Hoch-
schulgesetzes anzupassen. Zu den Hoch-
schulprüfungsordnungen im Sinne die-
ser Regelung gehören die Promotions-
ordnungen,7) zu den Hochschulprüfun-
gen im Sinne des Art. 62 Abs. 1
BayHSchG auch die Promotion.8) Daher
dürfen gemäß Art. 62 Abs. 1 Satz 1
BayHSchG auch Promotionsleistungen

Prof. Dr. jur.
Hans-Wolfgang Waldeyer
Gelmerheide 48
48157 Münster
waldeyer@muenster.de

Hans-Wolfgang 
Waldeyer

DNH 2 ❘2007

08 WALDEYER

1) Empfehlungen zur Errichtung von Fachhoch-
schulen in den neuen Ländern vom 
7. Juli 1991, S. 53f

2) GVBl. S. 245
3) Art. 64 Abs. 1 Satz 3 BayHSchG
4) Reich, Bayerisches Hochschulgesetz, 4. Auf-

lage, Bad Honnef 1999, Art. 113 Rdnr. 1
5) Art. 82. Abs. 1 Satz 1 BayHSchG
6) Art. 80 Abs. 1 BayHSchG
7) Vgl. Waldeyer, in: Hailbronner/Geis, HRG, §16

Rdnr 2; Reich, HRG, 9. Auflage, Bad Honnef
2005, § 16 Rdnr. 2; Bode, in Dallinger, HRG,
Tübingen 1978, § 15 Rdnr. 3; Lennartz, in:
Denninger, HRG, München 1984, § 15 
Rdnr. 5; Maurer, HdbWissR, 2.Auflage, 1996,
S. 759, 783

8) Vgl. Waldeyer, in: Hailbronner/Geis, HRG, 
§15 Rdnr.10 und 42; Hailbronner/Calliess,
DÖV 1996, 348; BVerwG, NVwZ 1988, 827;
VGH Kassel, NVwZ-RR 1993, 628



nur von Personen bewertet werden, die
selbst mindestens die durch die Prüfung
festzustellende oder eine gleichwertige
Qualifikation besitzen. Aus der Formu-
lierung „mindestens“ in Art. 62 Abs. 1
Satz 1 BayHSchG ergibt sich, dass die
Anforderungen an die Qualifikation der
Prüfer in den Promotionsordnungen
erhöht werden können. Daher ist es
nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts9) und des Bundes-
verwaltungsgerichts10) zulässig, dass in
Promotionsordnungen nordrhein-west-
fälischer Hochschulen über § 15 Abs. 4
HRG hinausgehende Anforderungen an
die Prüfer in Promotionsverfahren
gestellt werden.11) Diese höchstrichter-
liche Rechtsprechung kann uneinge-
schränkt auf die Regelung in Art. 62
Abs. 1 Satz 1 BayHSchG übertragen wer-
den. Daher können die bayerischen
Universitäten und gemäß Art 80 Abs. 1
BayHSchG auch die Universität der
Bundeswehr München in ihren Promo-
tionsordnungen bestimmen, dass im
Rahmen des kooperativen Promotions-
verfahrens nur habilitierte Professoren
der Fachhochschule als Prüfer bestellt
werden können. Da habilitierte Be-
werber gemäß Art. 7 Abs. 3 Satz 3
BayHSchPG nur in besonders begründe-
ten Fällen als Professoren an Fachhoch-
schulen eingestellt werden können,
haben die bayerischen Universitäten
und auch die Universität der Bundes-
wehr München die Möglichkeit, in
ihren Promotionsordnungen die große
Mehrheit der Professoren an den bayeri-
schen Fachhochschulen als Prüfer in
kooperativen Promotionsverfahren aus-
zuschließen. 

In Baden-Württemberg können als
Betreuer und Prüfer im Promotionsver-
fahren auch Professoren der Fachhoch-
schulen bestellt werden.12) Aus der For-
mulierung „können“ ergibt sich, dass

Dieser Beitrag ist meiner sehr verehrten, lieben Mutter zum 91. Geburtstag in herzlicher Verbundenheit

und großer Dankbarkeit gewidmet.

die zuständige Fakultät der Universität
frei entscheiden kann, ob sie einen Pro-
fessor einer Fachhochschule als Betreuer
und/oder Prüfer bestellt.13) Ein koopera-
tives Promotionsverfahren kommt
somit nur auf Wunsch der universitären
Fakultät zustande.14) Der Gesetzgeber
verfolgt mit dem kooperativen Promo-
tionsverfahren das Ziel, die Promotions-
quote bei Fachhochschulabsolventen zu
erhöhen.15)

Das Berliner Hochschulgesetz enthielt
ursprünglich folgende Regelung: Sollen
bei der Zulassung von Fachhochschul-
absolventen zur Promotion Eignungs-
feststellungsverfahren vorgesehen wer-
den, können diese nur im Einvernehmen
mit den Fachhochschulen des Landes,
die fachlich entsprechende Studien-
gänge anbieten, geregelt werden.16)

Diese Bestimmung wurde durch Urteil
des Verfassungsgerichtshofs des Landes
Berlin vom 1. November 200417) für ver-
fassungswidrig und nichtig erklärt, da
sie mit dem in Art. 21 Satz 1 der Verfas-
sung von Berlin verbürgten Grundrecht
der Universitäten auf Wissenschaftsfrei-
heit unvereinbar sei. Das Berliner Hoch-
schulgesetz enthält daher seitdem in
Bezug auf das kooperative Promotions-
verfahren nur noch folgende Regelung:
Professoren an Fachhochschulen kön-
nen an der Betreuung der promovieren-
den Fachhochschulabsolventen beteiligt
werden; sie können auch zu Gutachtern
und Prüfern im Promotionsverfahren
bestellt werden.18) Die Formulierung
„können“ macht deutlich, dass die
zuständigen Fakultäten der Universitä-
ten die Professoren der Fachhochschule
als Betreuer, Gutachter und/oder Prüfer
im Promotionsverfahren ausschließen
können.19)

In Brandenburg sind in die Promo-
tionsordnungen nach Anhörung der
Fachhochschulen Bestimmungen über
ein kooperatives Verfahren zwischen
der Universität und den Fachhochschu-
len zur Promotion besonders befähigter

Fachhochschulabsolventen aufzuneh-
men.20) Die Dissertation soll von einem
Hochschullehrer einer Universität und
einem Hochschullehrer einer Fachhoch-
schule betreut werden.21) Hochschulleh-
rer von Fachhochschulen können zu
Gutachtern und Prüfern im Promo-
tionsverfahren bestellt werden.22) Die
Formulierung „können“ macht deut-
lich, dass es im Ermessen der zuständi-
gen universitären Fakultät steht, ob sie
einen Professor einer Fachhochschule
als Gutachter und oder Prüfer im Pro-
motionsverfahren bestellt. 

In Bremen regeln die Promotionsord-
nungen der Universität, in welcher
Weise Professoren der Fachhochschulen
an den Promotionsverfahren von
besonders befähigten Fachhochschul-
absolventen beteiligt werden.23) Das
kooperative Promotionsverfahren ist
also vom Gesetzgeber vorgegeben,
lediglich seine Ausgestaltung ist den
Promotionsordnungen der Universität
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9) BVerfGE 88, 129 
10) BVerwG, NVwZ 1988, 827; so auch OVG

Münster, KMK-HSchR 1986, 1034
11) Zustimmend Waldeyer, in Hailbronner/Geis, 

HRG § 15 Rdnr. 44
12) § 38 Abs. 4 Satz 3 BWHG
13) Begründung des Regierungsentwurfes, 

LT-Drs. 12/4404, S. 330
14) Waldeyer, Das Recht der Fachhochschulen, 

Heidelberg 2000, Rdnr. 65
15) Messer, in: Haug, Das Hochschulrecht in

Baden-Württemberg, Heidelberg 2001, 
Rdnr. 1233 Fn. 236

16) § 35 Abs. 3 Satz 3 BerlHG in der Fassung des
Neunten Gesetzes zur Änderung des Berliner
Hochschulgesetzes vom 30. Januar 2003, 
GVBl. S. 25

17) WiSSR 2005, 67-79
18) § 35 Abs. 3 Satz 3 BerlHG
19) Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin, 

WissR 2005, 67-79
20) § 18 Abs. 4 Satz 1 BbgHG
21) § 18 Abs. 4 Satz 4 BbgHG
22) § 18 Abs. 4 Satz 5 BbgHG
23) § 65 Abs. 4 Satz 2 BremHG
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im Sinne des § 67 Abs. 4 Satz 1 Buch-
stabe b), bei denen die Erbringung der
Promotionsleistungen gemeinsam
betreut wird.28) Die Formulierung
„betreut“ macht deutlich, dass die Pro-
fessoren der Fachhochschule im Promo-
tionsverfahren als Prüfer nicht beteiligt
werden können. Weitere gravierende
Mängel dieser Regelung hat der Verfas-
ser schon im Jahre 2002 in dieser Zeit-
schrift aufgezeigt.29)

Im Saarland sind für Promotionsverfah-
ren von Fachhochschulabsolventen in
die universitäre Promotionsordnung
Bestimmungen über die Mitwirkung
von Professoren der Fachhochschule
aufzunehmen.30) Hierbei sind die nach 
§ 64 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 4 erforder-
lichen zusätzlichen Studienleistungen
in einer Vereinbarung zwischen einem
Professor der Fachhochschule und
einem Hochschullehrer der Universität
festzulegen.31) Diese werden von den
zuständigen Fachbereichen bzw. Fakul-
täten der Fachhochschule und der Uni-
versität beauftragt.32) Die Dissertation
soll von einem Hochschullehrer der
Universität allein oder gemeinsam mit
einem Professor der Fachhochschule
betreut werden.33) Aus der Formulierung
„allein“ ergibt sich, dass es im Ermessen
der universitären Fakultät steht, ob ein
Professor der Fachhochschule an der
Betreuung der Promotion beteiligt wird.
Das Wort „betreut“ macht deutlich,
dass im Rahmen des kooperativen Pro-
motionsverfahrens die Mitwirkung
eines Professors der Fachhochschule als
Prüfer nicht vorgesehen ist. 

In Sachsen sind in die Promotionsord-
nungen Bestimmungen über ein koope-
ratives Verfahren zwischen Universität
und Fachhochschule zur Promotion
besonders befähigter Fachhochschulab-
solventen aufzunehmen.34) In einer Ver-
einbarung von zwei Hochschullehrern,
die von dem zuständigen Fachbereich
der Fachhochschule und der zuständi-
gen Fakultät der Universität beauftragt
werden, können zusätzliche Studienleis-
tungen im Gesamtumfang von maximal
drei Semestern festgelegt werden, die
vor Ablegen des Rigorosums zu erbrin-

gen sind.35) Die Dissertation soll von
einem Hochschullehrer einer Universi-
tät oder einem Hochschullehrer einer
Fachhochschule allein oder gemeinsam
betreut werden.36) Aus der Formulierung
„allein“ ergibt sich, dass es im Ermessen
der universitären Fakultät steht, ob ein
Professor der Fachhochschule an der
Betreuung der Promotion beteiligt wird.
Das Wort „betreut“ macht deutlich,
dass im Rahmen des kooperativen Pro-
motionsverfahrens die Mitwirkung
eines Professors der Fachhochschule als
Prüfer nicht vorgesehen ist.

In Schleswig-Holstein können Professo-
ren der Fachhochschulen an der Betreu-
ung der Promotion von Fachhochschul-
absolventen beteiligt sowie zu Gutach-
tern und zu Prüfern bestellt werden.37)

Aus der Formulierung „können“ ergibt
sich, dass es im Ermessen des zuständi-
gen universitären Fachbereichs steht, ob
ein Professor der Fachhochschule an der
Betreuung der Promotion beteiligt
sowie zum Gutachter und zum Prüfer
bestellt wird. 

In Thüringen ist die gemeinsame
Betreuung von Dissertationen durch
Hochschullehrer der Hochschulen nach
§ 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 5  ThürHG und der
Fachhochschulen in den Promotions-
ordnungen vorzusehen.38) Die Formulie-
rung „Betreuung“ macht deutlich, dass
im Rahmen des kooperativen Promoti-
onsverfahrens die Mitwirkung von Pro-
fessoren der Fachhochschule als Prüfer
nicht in Betracht kommt. 

überlassen worden.24) Die gesetzliche
Vorgabe ist bereits dann erfüllt, wenn
ein Professor einer Fachhochschule an
der Betreuung der Promotion eines Fach-
hochschulabsolventen beteiligt wird.
Soll ein Professor der Fachhochschule
auch als Prüfer am Promotionsverfah-
ren beteiligt werden, kann die zuständi-
ge universitäre Fakultät in ihrer Promo-
tionsordnung bestimmen, dass nur ein
habilitierter Professor der Fachhoch-
schule zum Prüfer bestellt werden kann.
Dies ergibt sich aus der Regelung des 
§ 62 Abs. 3 Satz 2 BremHG, nach der
Prüfungsleistungen nur von Personen
bewertet werden dürfen, die selbst min-
destens die durch die Prüfung festzustel-
lende oder eine gleichwertige Qualifika-
tion besitzen. Das Wort „mindestens“
macht deutlich, dass die Anforderungen
an die Qualifikation der Prüfer in den
Promotionsordnungen erhöht werden
können. 

In Mecklenburg-Vorpommern sind in
die Promotionsordnungen Bestimmun-
gen über ein kooperatives Verfahren
zwischen der Universität und der Fach-
hochschule zur Promotion besonders
befähigter Fachhochschulabsolventen
aufzunehmen.25) Professoren an Fach-
hochschulen sollen an der Betreuung
der Promovenden beteiligt werden; sie
können auch zu Gutachtern und Prü-
fern im Promotionsverfahren bestellt
werden.26) Aus der Formulierung „kön-
nen“ ergibt sich, dass es im Ermessen
des zuständigen universitären Fachbe-
reichs steht, einen Professor der Fach-
hochschule als Gutachter und/oder
Prüfer im Promotionsverfahren zu
bestellen.

In Niedersachsen sollen die Universitä-
ten und gleichgestellten Hochschulen
Promotionsverfahren auch mit anderen
Hochschulen und mit Forschungsein-
richtungen außerhalb der Hochschulen
durchführen.27) Zu den „anderen Hoch-
schulen“ gehören auch die Fachhoch-
schulen. 

In Nordrhein-Westfalen entwickeln die
Universitäten in Kooperation mit den
Fachhochschulen Promotionsstudien

WALDEYER

24) Waldeyer, Das Recht der Fachhochschulen, 
Heidelberg 2000, Rdnr. 65

25) § 43 Abs. 4 Satz 1 MVHG
26) § 43 Abs. 4 Satz 3 MVHG
27) § 9 Abs. 1 Satz 4 NHG
28) § 67 Abs. 6 NWHG
29) Waldeyer, DNH, Heft 6/2002, S. 18 ff, 23
30) § 64 Abs. 4 Satz 1 SaUG
31) § 64 Abs. 4 Satz 2 SaUG
32) § 64 Abs. 4 Satz 3 SaUG
33) § 64 Abs. 4 Satz 4 SaUG
34) § 27 Abs. 2 Satz 1 SächsHG
35) § 27 Abs. 3 Satz 2 SächsHG
36) § 27 Abs. 3 Satz 3 SächsHG
37) § 87a Abs. 3 Satz 3 SHHG
38) § 54 Abs. 5 Satz 4 THürHG
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In den Hochschulgesetzen von Ham-
burg, Hessen, Rheinland-Pfalz und
Sachsen-Anhalt ist ein kooperatives
Promotionsverfahren nicht vorgesehen. 

II. Vereinbarkeit mit 
höherrangigem Recht

Nach der herrschenden Meinung im
universitär geprägten Schrifttum39) sind
die landesgesetzlichen Regelungen des
kooperativen Promotionsverfahrens mit
höherrangigem Recht nicht vereinbar.
Es werden eine Verletzung von § 15
Abs. 4 HRG,40) ein Verstoß gegen die in
Art. 5 Abs. 3 GG verbürgte Lehr- und
Forschungsfreiheit41) und ein Eingriff in
den durch Art. 5 Abs. 3 GG geschützten
Selbstverwaltungsbereich der Universi-
täten42) gerügt. Der Verfasser dieses Bei-
trags hat nachgewiesen, dass diese
Rügen unbegründet sind, weil die lan-
desgesetzlichen Regelungen des koope-
rativen Promotionsverfahrens sowohl
mit dem Hochschulrahmengesetz als
auch mit Art. 5 Abs. 3 GG vereinbar
sind.43)

III. Kritische Würdigung 

Die Analyse der aufgezeigten landesge-
setzlichen Regelungen ergibt, dass in
zwölf Ländern die gemeinsame Betreu-
ung der promovierenden Fachhoch-
schulabsolventen durch einen Universi-
tätsprofessor und einen Professor der
Fachhochschule zulässig ist. In Sachsen
kann sogar die Betreuung der Promo-
tion des Fachhochschulabsolventen
allein durch einen Professor der Fach-
hochschule erfolgen. Verpflichtend ist
die gemeinsame Betreuung der Promo-
tion von Fachhochschulabsolventen
durch einen Universitätsprofessor und
einen Professor der Fachhochschule
allerdings nur in Bayern, Brandenburg,
Bremen, Mecklenburg-Vorpommern,
Nordrhein-Westfalen und Thüringen,
während in Baden-Württemberg, Berlin,
Sachsen, Schleswig-Holstein und im
Saarland die Beteiligung des Professors
der Fachhochschule an der Betreuung
des promovierenden Fachhochschulab-
solventen im Ermessen der zuständigen
universitären Fakultät steht. Die Bestel-

lung eines Professors der Fachhochschu-
le zum Prüfer im Promotionsverfahren
eines Fachhochschulabsolventen ist in
Bayern, Baden-Württemberg, Berlin,
Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern und Schleswig-Holstein
zulässig. Sie steht allerdings im Ermessen
der zuständigen universitären Fakultät.
Diese ist berechtigt, in der Promotions-
ordnung festzulegen, dass nur habili-
tierte Professoren der Fachhochschule
als Prüfer im Promotionsverfahren
bestellt werden können. 

Bei einer Gesamtwürdigung der aufge-
zeigten landesgesetzlichen Regelungen
ist festzustellen, dass die Beteiligung
eines Professors der Fachhochschule als
Betreuer, Gutachter und/oder Prüfer
weitgehend im Ermessen der zuständi-
gen universitären Fakultät steht. Auf
diesem rechtlichen Hintergrund kann
es nicht überraschen, dass sich bei einer
im Jahre 2006 von der Hochschulrekto-
renkonferenz (HRK) veranlassten empi-
rischen Untersuchung44) ergeben hat,
daß von 840 bei der HRK dokumentier-
ten Promotionsordnungen nur 35 Pro-
motionsordnungen Regelungen des
kooperativen Promotionsverfahrens
enthalten.45) Diese 35 Promotionsord-
nungen wurden von Fakultäten bzw.
Fachbereichen in den Ländern Branden-
burg, Saarland, Schleswig-Holstein und
Sachsen erlassen.46) Bei der Untersu-
chung der HRK wurden allerdings
kooperative Promotionsverfahren, die
auf einer Kooperationsvereinbarung
zwischen einer Universität und einer
Fachhochschule beruhen, aber nicht in
der Promotionsordnung verankert sind,
nicht berücksichtigt. Trotz dieser Ein-
schränkung macht die Untersuchung
der HRK aber deutlich, dass die große
Mehrheit der universitären Fakultäten
von der Möglichkeit des kooperativen
Promotionsverfahrens keinen Gebrauch
macht. 

IV. Promotionsrecht für 
die Fachhochschulen 

Wenn 15 Jahre nach den einschlägigen
Empfehlungen des Wissenschaftsrats47)

eine empirische Untersuchung der HRK
ergibt, dass das kooperative Promo-
tionsverfahren wegen der Zurückhal-
tung der großen Mehrheit der universi-
tären Fakultäten nur eine sehr geringe
praktische Bedeutung erlangt hat, sind
die Landesgesetzgeber gefordert, den
Fachhochschulen endlich das Promo-
tionsrecht zu verleihen. Die Verleihung
des Promotionsrechts an die Fachhoch-
schulen ist rechtlich zulässig48) und
hochschulpolitisch notwendig.49) In die-
sem Zusammenhang ist darauf hinzu-
weisen, dass den Technischen Hoch-
schulen Preußens bereits durch Erlass
des preußischen Königs vom 11. Okto-
ber 1899 das Promotionsrecht verliehen
wurde,50) obwohl diese zu diesem Zeit-
punkt bei weitem nicht die Forschungs-
leistungen vorzuweisen hatten, die
heute von den Fachhochschulen
erbracht werden. Die Landesgesetzgeber
sollten sich in Bezug auf die Verleihung
des Promotionsrechts an die Fachhoch-
schulen nicht an Weisheit und Weit-
sichtigkeit von einem preußischen
König übertreffen lassen. ■

39) Vgl. die Nachweise bei Waldeyer, Das Recht
der Fachhochschulen, Heidelberg 2000, Rdnr.
66-73

40) Karpen, HdbWissR, 1. Auflage, 1982, 
S. 858 Fn.19

41) Hufen/Geis, Festschrift für Thieme, Köln 1993, 
S. 631, 634; Krüger, HdbWissR, 2. Auflage,
1996, S. 224; Hufen, MittHV 1994, 226

42) Braun, Promotionsrecht für Fachhochschulen?,
Dissertation Bonn 1994, S. 182 ff; Hufen,
MittHV 1994, 224; Löwer/Braun, MittHV
1995, 278

43) Waldeyer, Das Recht der Fachhochschulen, 
Heidelberg 2000, Rdnr. 66-73

44) Ungewöhnliche Wege zur Promotion?
Rahmenbedingungen und Praxis der Promoti-
on von Fachhochschul- und Bachelor-Absol-
venten, Beiträge zur Hochschulpolitik 3/2007

45) a.a.O., S. 32
46) a.a.O., S. 32
47) Empfehlungen zur Errichtung von Fachhoch-

schulen in den neuen Ländern vom 7.Juli
1991, S. 53f

48) Waldeyer, Das Recht der Fachhochschulen,
Heidelberg 2000, Rdnr. 75-80; derselbe, 
Das Hochschulrecht in Nordrhein-Westfalen, 
DNH 6/2002, S. 18ff, 23f.

49) Waldeyer, Promotionsrecht für die Fachhoch-
schulen, DNH 4-5/2006, S. 51

50) Vgl. Braun, Promotionsrecht für Fachhoch-
schulen?, Dissertation Bonn 1994, S. 28
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Zur Promotion an 
Fachhochschulen

Qualität und Profil bestimmen im
Hochschulwettbewerb die Attraktivität,
die Kompetenz und damit den Erfolg.
Bis vor kurzem bestimmte allein die
interne institutionelle Qualitätssiche-
rung das deutsche Hochschulsystem.
Rahmenordnungen bestimmten die
Lehrinhalte und grenzten die Gestal-
tungsfreiheit in manchen Bereichen
ein. Die inhaltliche Qualitätssicherung
lag einzig bei den jeweiligen Fakultäten
bzw. Fachbereichen. Diese Situation
unterscheidet sich grundsätzlich von
den Strukturen des europäischen Bil-
dungsraums nach 2010 (Bologna-Erklä-
rung), in denen die Studienprogramme
zur Qualitätssicherung und zum Ver-
braucherschutz akkreditiert, also extern
qualitätsgesichert sein sollen. Bei der
Änderung des deutschen Hochschulrah-
mengesetzes wurde dieser Entwicklung
Rechnung getragen. Durch die hoch-
schulrechtlichen Vorgaben einer regel-
mäßigen Akkreditierung neuer Studien-
angebote und die Gründung eines deut-
schen Akkreditierungsrates ist ein Para-
digmenwechsel eingetreten; die Quali-
tätssicherung der neuen Studienpro-
gramme (Bachelor, Master) deutscher
Hochschulen wurde externalisiert.

Konsequenterweise sollte auch die Aus-
bildung zum Forscher einer externen
Qualitätssicherung unterzogen werden;
gekennzeichnet durch einen Ph.D.-Grad
vervollständigt ein solches Promotions-
und Qualitätssicherungssystem die
ebenfalls extern überwachten Bachelor-
und Masterprogramme. Der bildungs-
marktnahen akademischen Ausbildung
an deutschen Fachhochschulen würde
damit die Promotionsmöglichkeit ihrer
forschungsaktiven Mitarbeiter ermög-
licht. Wie bereits im Falle der Diplom-
Studiengänge würde mit dem Ph.D.-

Verfahren unter externer Qualitätssiche-
rung ohne institutionelle Differenzie-
rung ein Wettbewerb zum bisherigen
internen Promotionsverfahren geschaf-
fen, die institutionelle Einordnung der
Universitäten und Fachhochschulen
wäre von der inhaltlichen Qualitätssi-
cherung der Studienprogramme
getrennt. 

1. Ausgangslage

Das Hochschulrahmengesetz hat in der
Bundesrepublik Deutschland das anglo-
amerikanische System gestufter Hoch-
schulabschlüsse eingeführt. Der erste
Hochschulabschluss (Bachelor) muss
entsprechend dem großen Bedarf der
Gesellschaft an wissenschaftlichem
Nachwuchs berufsqualifizierend für
Berufe in der Wirtschaft, Industrie bzw.
Verwaltung sein. Die Qualifizierung für
den Beruf des Hochschullehrers ist zah-
lenmäßig sekundär. Durch die Stufung
und die Chance des eventuell zeitver-
setzt erwerbbaren Masterabschlusses ist
die individuelle Weiterqualifikation in
den Wissensfeldern (nicht-konsekutiver
bzw. Weiterbildungs-Master) oder eine
weitere Spezialisierung (konsekutiver
Master) bis hin zur Forschungsqualifi-
zierung gegeben.

Für die Spezialisierung in einem For-
schungsgebiet gibt es im internationa-
len anglo-amerikanischen wissenschaft-
lichen Qualifizierungssystem gekoppelte
Master-/Promotionsprogramme. Je nach
Qualifikation der wissenschaftlichen
Arbeit wird entweder ein Mastergrad
(z.B. M.Phil.) oder ein Doktorgrad
(Ph.D.) vergeben. Der Mastergrad ist
also nicht Voraussetzung für den Ph.D.-
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Prof. Dr. Martin Stohrer
Hochschule für Technik
Stuttgart
Schellingstrasse 24
70714 Stuttgart 
rektorat@hft-stuttgart.de
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Grad. Die Entscheidung, ob die wissen-
schaftliche Arbeit in Breite und Tiefe
ein Promotionsniveau erreichen kann
und ob der Wissenschaftler die persön-
liche Leistungsfähigkeit für innovative
wissenschaftliche Forschung hat, trifft
eine Expertenkommission. 

Philosophie der internationalen 
Ph.D.-Qualifikationssicherung

Die Entscheidung über die Qualifika-
tion als Wissenschaftler und das wissen-
schaftliche Niveau der Forschungsarbeit
wird abgekoppelt von der Institution,
an welcher der Wissenschaftler arbeitet
und welche das Ergebnis der For-
schungsarbeit nutzt. Der Einfluss der
Institution und der Fakultäten be-
schränkt sich auf die Förderung des For-
schers (Anstellung, Räume, Mittel). Die
Qualitätssicherung ist individualisiert.
Die Hochschule übernimmt neben der
Organisation des Verfahrens nach posi-
tivem Abschluss des Verfahrens als
staatliche Institution die amtliche
Bestätigung des Promotionserfolgs
durch eine Urkunde. Ihr Interesse ist es,
dass das Forschungsergebnis des Promo-
venden mit ihrem Namen verknüpft
wird und zu ihrem Ruf beiträgt. Die
akademische Institution kann ihre Wis-
senschaftler vertraglich verpflichten,
mit den Ergebnissen des von der Insti-
tution geförderten Forschungsvorha-
bens nur an der fördernden Institution
ein Promotionsverfahren durchzufüh-
ren.

Das Hochschulrahmengesetz hat in der Bundesrepublik Deutschland das anglo-amerikanische System

gestufter Hochschulabschlüsse eingeführt. Der Autor schlägt als dritten Zyklus ein Ph.D.-Verfahren ent-

sprechend dem internationalen Standard vor, dessen Qualität durch ein Akkreditierungsverfahren

geprüft und gesichert wird.

Wissenschaftsqualifikation in Deutsch-
land nach internationalem Standard

Das Hochschulrahmengesetz sollte um
ein die Bachelor/Master-Studienpro-
gramme abrundendes Ph.D.-Verfahren
entsprechend dem internationalen
Standard ergänzt werden. Der interna-
tionale Ph.D.-Grad sollte parallel zum
bestehenden Promotionsrecht der deut-
schen Universitäten eingeführt werden.
Der neue Ph.D.-Grad würde wie die
Bachelor und Mastergrade parallel zu
den althergebrachten deutschen Promo-
tionsgraden (Dr.-Ing., Dr. phil., Dr. jur.,
Dr. med., Dr. rer.nat. etc.) und Diplom-
graden (Dipl.-Ing., Dipl.-Math., Dipl.
Geol., etc.) gestellt. Der in Deutschland
Ph.D.-Graduierte wäre titelrechtlich
dem Ph.D.-Graduierten im europä-
ischen Ausland gleichgestellt.

Die Qualitätssicherung der Ph.D.-Ver-
fahren sollte ebenfalls dem Akkreditie-
rungsrat übertragen werden. Dieser
könnte die Akkreditierungsagenturen
beauftragen, für die Ph.D.-Verfahren die
fachlichen Prüfungskommissionen
zusammenzustellen. Diese Prüfungs-
kommission überwacht das Verfahren
an der abwickelnden Hochschule. Die
abwickelnde Hochschule muss feststel-
len, dass der Verwertung der For-
schungsergebnisse in einem Ph.D.-Ver-
fahren keine Rechte Dritter entgegen-
stehen, und beantragt mit dem Ph.D.-
Kandidaten das Ph.D.-Verfahren bei
einer Akkreditierungsagentur. Die ab-
wickelnde Hochschule stellt auf der
Basis des Gutachtens der Prüfungskom-
mission die Ph.D.-Urkunde aus. Der
Akkreditierungsrat legt für Agenturen
die Anforderungen an die Mitglieder
der Prüfungskommission fest. Die Mit-
glieder müssen selbst promoviert sein
und ihre herausragende Forschungsqua-
lifikation belegen können. Dieser indi-
viduelle Beleg könnte eventuell sein:

der Ruf an eine Forschungsuniversität
im In- und Ausland, die Berufung als
Direktor einer Forschungseinrichtung
(z.B. Max-Planck-Institut, IBM-Laborato-
ries), hohe Forschungsauszeichnungen
(z.B.Philip-Morris-Award, Nobel-Preis,
Leibniz-Preis) oder habilitationsähnli-
che Verfahren im In- und Ausland. Die
Prüfer können Deutsche und Ausländer
sein. Zum Thema der Ph.D.-Arbeit soll-
ten die Prüfungskommissionsmitglieder
veröffentlicht haben.

Stellung der Fachhochschulen

Wie bei den Bachelor- und Masterquali-
fizierungen sollte die Qualitätssicherung
nicht an den Status der Hochschulart
(Universität, Fachhochschule) gebun-
den sein. Die Qualitätssicherung ist als
staatliche Förderung hochschularten-
übergreifend. Deshalb kann auch eine
Fachhochschule ein Ph.D.-Verfahren
durch die externe Prüfungskommission
der Akkreditierungsagentur abwickeln.
Als staatliche Hochschule verfügt eine
Fachhochschule über die Berechtigung
und die durch den Amtseid gesicherte
Zuverlässigkeit, auch Urkunden wie die
Ph.D.-Urkunde auszustellen. Als Hoch-
schule hat die Fachhochschule die
Kompetenz, bei einem Antragsteller für
ein Ph.D.-Verfahren die formalen
Antragsbedingungen (z.B. Verfasser-
schaft, Selbstständigkeit, wissenschaftli-
ches Gebiet, Qualität des ersten Hoch-
schulabschlusses etc.) zu prüfen. Viele
Fachhochschulen haben zudem die von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft
aufgestellten Regeln für gutes wissen-
schaftliches Arbeiten als Satzung für die
Hochschulmitglieder verbindlich festge-
schrieben. ■
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Wir sind so weit

Eine Frage, die keine ist: Soll man an
Fachhochschulen promovieren dürfen?
Seit rund zwanzig Jahren provoziert
diese Frage mal mehr, mal weniger hit-
zige Stellungnahmen. Die wesentlichen
Aufhänger für die Argumente, egal ob
pro oder contra, sind dabei weitgehend
gleich geblieben: Der „eigentliche“ Auf-
trag dieses Hochschultyps „Fachhoch-
schule“, die Qualifikation ihrer Profes-
sorinnen und Professoren, die Fähigkei-
ten ihrer Absolventinnen und Absol-
venten, die dort vorhandenen Rand-
bedingungen für Forschung sowie die
hausinterne Konkurrenz um Ressour-
cen.

Eine Antwort, die erst recht keine ist

Das echte Leben hat sich um all diese
gescheiten Gedankengänge allerdings
nicht geschert. Promotionen an Fach-
hochschulen sind heute bereits Realität.
An der HAW Hamburg beispielsweise
arbeiten derzeit 27 Doktorandinnen
und Doktoranden auf ein erfolgreiches
Ende ihres Promotionsvorhabens hin.
Natürlich handelt es sich hierbei um
kooperative Promotionen, bei denen die
förmliche Verleihung des Doktortitels
an einer Universität stattfindet, auch
wenn die damit gewürdigte wissen-
schaftliche Leistung im Rahmen eines
Forschungsvorhabens an einer Fach-
hochschule erbracht wurde.

Für die Einleitung eines solchen koope-
rativen Promotionsverfahrens gibt es
allerdings keine planbare Vorgehenswei-
se.1) Am besten klappt es, wenn die Pro-
fessorin oder der Professor der Fach-
hochschule die Mitgliedschaft in der
eigenen Heimatuniversität (beispielswei-
se als Privatdozentin oder Privatdozent)

aufrechterhalten hat, Kontakte mit-
bringt und dadurch Promotionskoope-
rationen einleiten kann. Ansonsten
muss sie oder er sich im persönlichen
Netzwerk in Deutschland oder im EU-
Ausland nach jemandem umsehen, der
bereit ist, an der eigenen Universität ein
solches Verfahren zu initiieren. Dass die
Doktorandin oder der Doktorand sich
selber auf die Suche nach Kooperations-
partnern an Universitäten macht,
kommt seltener vor. Aber selbst wenn
ein Doktorvater oder eine Doktormutter
gefunden wurde, sind nicht alle Hürden
ausgeräumt. Die betreffende Universität
darf weitere Nachweise der Fachkennt-
nisse fordern, wenn bei einem Promo-
tionsantrag „nur“ ein FH-Abschluss vor-
liegt. Deutsche Universitäten machen
hiervon in der Regel ausgiebig Ge-
brauch: Eine Studienarbeit, das Absol-
vieren von  Universitätsvorlesungen
oder Fachprüfungen (die höchste mir
bekannte Zahl ist sieben) sind dabei
gängige Formen. Eine „stehende“ Pro-
motionskooperation zwischen Universi-
tät und Fachhochschule zu etablieren,
ist also ein langes und oftmals schwieri-
ges Unterfangen.

Abgesehen davon, dass dieser „Trampel-
pfad zur Promotion“ angesichts der vie-
len Unwägbarkeiten und individuellen
Ermessensentscheidungen keine bislang
definierbare Prozessqualität aufweist, ist
er zudem ganz auf das herkömmliche
Modell der „Einsamkeitspromotion“
zugeschnitten. Ein Promotionsvorha-
ben, bei dem normalerweise ein Stu-
dienprogramm dazugehört, ist ab einer
gewissen räumlichen Distanz zwischen
dem Arbeitsplatz im FH-Forschungspro-
jekt und der Kooperationsuniversität
nicht mehr realisierbar. Als Dauerzu-

Prof. Dr. Christoph Maas,
Vizepräsident der Hoch-
schule für Angewandte
Wissenschaften Hamburg,
Berliner Tor 5, 
20099 Hamburg, 
christoph.maas@hv.haw-
hamburg.de

Christoph Maas
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stand führt uns diese Prozedur also in
die Sackgasse. Stattdessen müssen dieje-
nigen Fachhochschulen, die sich die
Fähigkeit zur Ausbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses zutrauen,
beim Planen neuer Wege vorne dabei
sein. Was wir brauchen, ist eine Lösung,
die die Fähigkeiten der Hochschule
nutzt und für die Promovierenden
rationale, eindeutige Verfahrensweisen
aufweist.

Mehrwert oder nur „me too“?

Bevor wir diesen Gedankengang weiter-
verfolgen, sind ein paar Worte am Platz,
warum Fachhochschulen in diesem
Bereich stärker eigenverantwortlich
agieren wollen. An erster Stelle zu nen-
nen ist hier das Bewusstsein, dass wir
auf bestimmten Gebieten so leistungs-
stark geworden sind, dass wir Doktoran-
dinnen und Doktoranden ein vollgülti-
ges Promotionsprogramm anbieten
können – auf gut norddeutsch gesagt:
„Wi könnt datt un wi mookt dat!“2)

Darüber hinaus können Fachhochschu-
len hierbei aber auch noch etwas sehr
Eigenes einbringen.

Anders als der Terminus „wissenschaft-
licher Nachwuchs“ es andeutet, ist der
weitaus größte Teil der Promovierten
nach der Promotion außerhalb des aka-
demischen Bereichs tätig.3) Der Auftrag
der Fachhochschulen ist, akademisch
fundiert für die „echte Welt“ auszubil-
den. Deshalb ist es in ihren Augen auch
kein „Betriebsunfall“, wenn nach der
Promotion der Weg nicht in eine
Juniorprofessur oder in eine Privatdo-
zentur führt. Wir hängen uns nicht als
„Nachahmungstäter“ an eine jahrhun-
dertealte Tradition an, sondern beteili-
gen uns im Gegenteil daran, neue Per-
spektiven zu erschließen. Man darf von
Fachhochschulen erwarten, dass sie,
wenn sie eigene Verantwortung im Pro-
motionsbereich übernehmen, klare Vor-

Forschungsstarke und promotionserfahrene Teilbereiche von Fachhochschulen legen tragfähige Grund-

lagen für eine Praxis eigenverantwortlicher Promotionsverfahren an Fachhochschulen.

stellungen davon haben, in welcher
Weise Promovierte ihre Fähigkeiten
außerhalb des Hochschulbereichs ein-
setzen können und dass sie ihre Dokto-
randinnen und Doktoranden fundiert
darauf vorbereiten. Schließlich ist dies
die Welt, in der die Professorinnen und
Professoren der Fachhochschulen selbst
jahrelang erfolgreich gearbeitet haben.

Kröten schlucken gehört dazu

Auf dem Weg zu eigenverantwortlichen
Promotionsverfahren an Fachhochschu-
len wird uns deshalb der vorläufige
Abschied von einer lange gehegten Vor-
stellung nicht erspart bleiben: der For-
derung nach dem Promotionsrecht für
eine Fachhochschule als Ganzes. Eine
Fachhochschule auf allen von ihr ver-
tretenen Gebieten promotionsfähig zu
machen, dürfte häufig ihre vorhande-
nen Ressourcen überfordern. Zudem
ginge so ein Kraftakt an den Wünschen
der meisten Studierenden (plus, wie wir
aus einigen Leserbriefen in dieser Zeit-
schrift wissen, mancher Lehrenden)
vorbei und würde vor allem noch viel
Zeit in Anspruch nehmen, also spürbare
Fortschritte bei dem Thema ziemlich
weit hinausschieben. Wenn wir uns
hingegen auf Teilbereiche unserer jewei-
ligen Hochschule konzentrieren, wo wir
jetzt schon forschungsstark sind und
Erfahrungen mit kooperativen Promoti-
onsvorhaben vorzuweisen haben, dann
können wir auf diesen Gebieten bereits
jetzt eine faire Würdigung unseres
Anliegens fordern.

Da es zum gegenwärtigen Zeitpunkt
darum geht, für diesen neuen „Arbeits-
zweig“ Vertrauen zu schaffen, stehen
wir einem förmlichen Begutachtungs-

verfahren (eine Art Akkreditierungsver-
fahren) offen gegenüber. Dieses sollte
die Stimmigkeit der äußeren Abläufe in
den Blick nehmen und zusätzlich die
Reputation der fachlichen Arbeit an der
FH berücksichtigen.4)

Kann so etwas funktionieren? Ein Blick
über den Gartenzaun hilft hier weiter.

So machen es andere

In Irland gibt es eine Situation, die mit
unserer Fragestellung gewisse Ähnlich-
keiten aufweist: Die regionalen Insti-
tutes of Technology müssen sich für alle
akademischen Abschlüsse, die sie verge-
ben wollen, fachbezogen einer Akkredi-
tierung unterziehen. So kann es an der-
selben Einrichtung Fachgebiete geben,
auf denen nur ein „Certificate of Higher
Education“ verliehen wird, während auf
einem anderen Gebiet die Studierenden
bis zum Ph.D.-Grad geführt werden dür-
fen. Hierfür zuständig ist eine nationale
Akkreditierungsagentur, das „Higher
Education and Training Awards Coun-
cil“ (HETAC).5) Das irische Beispiel zeigt
zweierlei: Es gibt einen praktikablen
Weg, fachlich umrissenen Teilbereichen
einer Hochschule das Promotionsrecht
zuzuerkennen, und es ist möglich,
dabei auch Bewertungen der wissen-
schaftlichen Arbeit der Beteiligten ein-
zubeziehen.

Eine Alternative zum Promotionsrecht?

Die Erteilung des Promotionsrechts an
einen bestimmten Bereich einer Hoch-
schule bedeutet, dass dieser den Doktor-
grad aufgrund eines eigenverantwort-
lich durchgeführten Prüfungsverfahrens
verleiht. Ein alternativer Vorschlag6)
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1) Der Report der Hochschulrektorenkonferenz
Ungewöhnliche Wege zur Promotion? Rah-
menbedingungen und Praxis der Promotion
von Fachhochschul- und Bachelor-Absolven-
ten, Beiträge zur Hochschulpolitik 3/2007 ist
zwar einer neutralen Wortwahl verpflichtet,
lässt aber trotzdem durchscheinen, auf welch
unklaren Weg sich alle diejenigen begeben,
die mit einem FH-Abschluss in der Tasche
nach der Promotion streben.

2) Frei übersetzt „Wir können das, also machen
wir es auch.“

3) Hilfreicher ist hier schon die Formulierung
„Die Promotion dient dem Nachweis der 
Befähigung zu vertiefter selbstständiger wis-
senschaftlicher Arbeit“ (so z.B. § 70 (1) des
Hamburgischen Hochschulgesetzes), die kei-
nerlei Vorgabe über das spätere Tätigkeitsfeld
macht.

4) Demgegenüber lesen wir in einem Arbeitspa-
pier einer deutschen Akkreditierungsagentur
zur Akkreditierung von Promotionsprogram-
men: „Die Akkreditierung überprüft die struk-
turellen und curricularen Aspekte, nimmt
jedoch keine Bewertung der Forschungsleis-
tungen ... vor.“

5) www.hetac.ie Vorgehensweisen und Kriterien
für die Akkreditierung von forschungsbezoge-
nen Studiengängen finden sich im Unterpunkt
Publications -> Procedures. 

6) Martin Stohrer: Zur Promotion an Fachhoch-
schulen, DNH 2/07, S. 12f.

spricht sich dafür aus, das Prüfungsver-
fahren von einer externen Kommission
durchführen zu lassen, die von einer
Akkreditierungsagentur für den jeweili-
gen Einzelfall eingesetzt wird. Die
Hochschule fertigt zwar anschließend
die Urkunde aus, ist aber inhaltlich an
der Entscheidungsfindung nicht betei-
ligt.

Dieses Konzept kommt ohne eine
Begutachtung des Arbeitsbereichs der
Hochschule aus. Die Frage nach seiner
allgemeinen wissenschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit stellt sich nicht. Dafür
spüren aber Promovierende und Betreu-
ende bei jedem Promotionsvorhaben
hautnah, dass sie unter Kuratel stehen,
dass es damit bei ihnen offenbar eine
andere Bewandtnis hat als bei „richti-
gen Universitäten“ – in Deutschland
oder anderswo auf der Welt. Ich emp-
finde dies als Nachteil, und wir sollten
diesen Weg vermeiden.

Fazit: Die Hochschule und ihre
„Leuchttürme“ bahnen 
gemeinsam den Weg

Insgesamt ist die Verleihung des Promo-
tionsrechts an fachlich besonders ausge-
wiesene Arbeitsgebiete einer Fachhoch-
schule eine geeignete Möglichkeit, der
erreichten Forschungsstärke Anerken-
nung zu zollen und leistungsstarken
FH-Absolventinnen und -Absolventen
attraktive Entwicklungsmöglichkeiten
zu bieten. Die Hochschule als Ganzes
hat dabei die Aufgabe, die materielle
Basis dieser Bereiche zu stärken und
eine zeitgemäße Doktorandenausbil-
dung anzubieten, die auf eine adäquate
Berufsausübung außerhalb des Hoch-
schulbereichs vorbereitet. Die Arbeitsge-
biete können für den gesamten Fach-
hochschulbereich Maßstäbe setzen, eine
Tradition der eigenverantwortlichen
Promotion an Fachhochschulen
begründen und so diesen Weg für Kolle-
ginnen und Kollegen auch andernorts
gangbar machen. ■

MAAS

Promotion

„Und jetzt die Promotion!“

Jung, begabt, erfolgreich: Florian
Klompmaker ist der erste Absolvent des
zum WS 2004/2005 am FB Medien der
FH Düsseldorf eingeführten Master-Stu-

Florian Klompmaker (l) mit seinem Betreuer Prof. Dr. Christian Geiger.
Foto: FH Düsseldorf

diengangs „Virtuelle Realität“. „Er ge-
hörte von Beginn an zu den Aktivsten
und Besten seines Semesters“, lobte
Prof. Dr. Christian Geiger seinen Zög-
ling nach der Abschlussprüfung, die er
am 29. März 2007 mit 1,0 bestand. 

Das erklärte Ziel des begabten Absolven-
ten ist die Promotion. Ab dem 1. April
2007 tritt er eine Promotionsstelle im
C-LAB Paderborn an, einer gemeinsa-
men Forschungseinrichtung der Univer-
sität Paderborn und Siemens. „Dabei
bin ich in einem Forschungsprojekt, das
sich mit neuen Interaktionstechniken
in Mixed Reality Umgebungen befasst“,
erklärt Klompmaker. Er konnte sich hier
mit seinem Profil gegen eine Reihe von
Bewerbern mit Universitätsabschluss
durchsetzen.

„Dies ist eine exzellente Bestätigung für
die Qualität des Masterstudiums am
Fachbereich Medien und zeigt, dass
unsere Masterabsolventen für die hohen
Anforderungen eines Promotionsstudi-
ums bestens gerüstet sind“, freut sich
Prof. Dr. Geiger.

Innerhalb des Studiums wird ein kom-
merzielles 3D-SW-Werkzeug (virtools
dev) benutzt, das in der Praxis im
Bereich CAD-Präsentation und bei
Computerspielen eingesetzt wird. Der
Absolvent arbeitete sich so gut in das
komplexe Werkzeug ein, dass er schnell
als anerkannter Experte für diese Soft-
ware galt und Hilfestellungen für vir-
tools-Projekte an der FHD und an ande-
ren Hochschulen leistete. Im Rahmen
eines Projekts entwickelte er in einem
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Zeit neue Interaktionstechniken reali-
sieren kann. Dabei lassen sich erste Pro-
totypen bereits mit wenigen Mausklicks
erstellen.

Simone Fischer

Forschung und Entwicklung

Vom Leinöl bis zum Linoleum

Wenn von Linoleum die Rede ist, den-
ken die meisten an ihre Schulzeit: Es
war dieser typische Duft, der einem im
Treppenhaus entgegenschlug. Aber
auch an der Hochschule Niederrhein
im Labor für Instrumentelle Analytik
riecht es derzeit nach Linoleum, aller-
dings streng wissenschaftlich. Im Auf-
trag eines führenden Herstellers von
Bodenbelägen in Europa erforscht die
Masterstudentin Melissa Erling (26) die
molekulare Struktur von Linoleum und
seinen Vorstufen. Das Ziel: die Qualität
des Rohstoffs und die Produktivität zu
verbessern.

Was die einen morgens über ihr Müsli
schütten – nämlich Leinsamenkerne –,
treten die anderen als Linoleum mit
den Füßen. Dazwischen liegen aller-
dings eine Reihe von Produkten, die
beim Leinöl beginnen. Durch Erwär-
mung und Sauerstoffzufuhr wird es
immer konsistenter, bis es die Fließfä-
higkeit (Viskosität) für die Linoleum-
herstellung erreicht hat. Von zwölf

studentischen Team ein hybrides Lern-
konzept, wie man dieses komplexe 3D-
Werkzeug für die Hochschulausbildung
nutzen kann. Hybrid bedeutet, dass
Teile der Lerneinheiten bei den Lehren-
den vor Ort präsentiert und andere
Teile über eine Video-Streaming Lösung
gezeigt werden. Neben der Konzeption
und Erstellung von Lehreinheiten
erprobte der engagierte Student diesen
Ansatz auch erfolgreich während einer
mehrtägigen Lehrveranstaltung an der
Hochschule Harz, Wernigerode in Sach-
sen-Anhalt. 

Außerdem stellte er seine Ergebnisse
während einer internationalen Konfe-
renz in Japan (Human and Computers
2006, Aizu, Japan) vor. Er hielt selbst
den Vortrag auf Englisch von Düssel-
dorf aus während einer Video-Verbin-
dung mit der Konferenz.

Florian Klompmaker, der von 2000 bis
2004 an der FH Dortmund den Diplom-
studiengang Informations- und Medien-
technik absolvierte, arbeitete schließlich
als wissenschaftliche Hilfskraft in einem
hochschulinternen Förderprojekt
MIREA (Mixed Reality Authoring) bei
seinem Betreuer Prof. Dr. Christian Gei-
ger. Zu diesem Thema fertigte er auch
seine Masterarbeit an: „Interatives Pro-
totyping von Interaktionstechniken in
VR und AR Applikationen“, lautete die
Thesis. Ziel ist die Definition und proto-
typische Entwicklung einer Software-
umgebung, mit der man schnell Inter-
aktionstechniken in virtueller Realität
(VR) und augmentierter Realität (AR)
entwickeln kann. 

„Ein Schwerpunkt dabei sind interakti-
ve Augmented Reality (AR) Umgebun-
gen, bei denen man versucht, virtuelle
Objekte in eine reale Umgebung zu
integrieren. Ein Problem dabei ist die
Realisierung intuitiver Interaktion mit
realen und virtuellen Objekten, zum
Beispiel durch Gestik, Sprache oder spe-
zielle Eingabegeräte. Die Erstellung ist
derzeit ein aufwändiger Prozess, da sol-
che neuen Techniken mit recht hohem
Aufwand von Experten programmiert
werden müssen“, erläutert der 27-Jähri-
ge und entwickelte eine strukturierte
Vorgehensweise, mit der man in kurzer

Zwischenprodukten, als Proben gezogen
im Abstand von jeweils einer Stunde,
analysierte Melissa Erling nun die mole-
kulare Struktur, wobei sie die Moleküle
zur Verfeinerung der Ergebnisse weiter
„zertrümmerte“. Zur Analyse nutzte sie
ein von der Deutschen Forschungsge-
meinschaft finanziertes Massenspektro-
meter im Labor von Prof. Dr. Harald
Weber. „Die Erhöhung der Molekülket-
ten und deren Vernetzungen geben Auf-
schluss über den Grad der Viskosität des
Materials“, erläutert der Chemiker. Die
Produktionstechniker bei Armstrong
Floor Products Europe im schwäbischen
Bietigheim können ihre Erfahrungswer-
te nun wissenschaftlich untermauern
lassen. Nicht zuletzt kann nach der
Masterarbeit die wünschenswerte Quali-
tät des Rohstoffs Leinöl definiert wer-
den.

Zugleich taten sich neue Fragen auf:
Wie verändert sich die Viskosität in
Abhängigkeit von Temperatur und Pro-
duktionszeit? Und warum hat Linoleum
bei gleicher Viskosität manchmal ande-
re Eigenschaften? „Mit dieser Masterar-
beit haben wir die Tür für 20 weitere
aufgestoßen“, lächelt Professor Weber.
Für Melissa Erling ist die „Reise“, die
mit dem Studium der Organischen Che-
mie an der Hochschule und der gleich-
zeitigen Ausbildung zur Chemielabo-
rantin begann, sich über das Diplom
fortsetzte und in Kürze mit dem Master
of Science abschließt, vorerst zu Ende.

Rudolf Haupt

Melissa Erling, hier mit einem Stück Leinölzement, und 
Prof. Dr. Harald Weber auf der Spur Foto Hochschule Niederrhein



Mini Format – Maxi Wirkung:
Innovatives aus dem 
iNano-Institut

Wenn sich im Winter der Schimmel im
Wohnwagen einnistet, kann das im
Frühjahr richtig teuer werden. Abhilfe
schafft ein Betauungssensor aus dem
iNano-Institut der Hochschule Nieder-
rhein, der die Betauung misst und den
Wohnwagenbesitzer alarmiert. Gezeigt
wird das High-Tech-Helferlein im Mini-
format vom 16. bis 20. April auf der
Hannover-Messe Industrie. Auf dem
Stand von NRW in Halle 2 warten 
Prof. Dr. Jürgen Büddefeld, 
Prof. Dr. Josef Elsbrock und ihre Crew
aber noch mit vielen weiteren raffinier-
ten Nano-Innovationen auf.

Klein, kleiner, Nano – was winzig da-
herkommt, hat oft eine umso größere
Wirkung. Wie zum Beispiel die Mikro-
pumpe iPump, mit der sich etwa die
Zusätze für den heimischen Teich oder
Pool exakt und preiswert dosieren las-
sen. Das sorgt für biologisch reines Was-
ser. Oder die optische Lichtwellenleiter-
sonde aus dem Projekt „NeuLum“.
Damit kann der Transport von Partikeln
im Erdboden untersucht werden, um
Umweltschäden auf die Spur zu kom-
men. Ein neues Konzept zur sicheren
Messdatenübertragung haben die Krefel-
der Forscher für Industrieanlagen entwi-
ckelt. Im Zentrum stehen Sensoren, die
ihre Energie in Form von Laserlicht
erhalten und selbst wieder die Daten
optisch über Lichtwellenleiter ausstrah-
len. Für die Forscher eine „Erleuch-
tung“, für Unternehmen ein Konzept
mit Marktpotenzial.

Rudolf Haupt

Auszeichnungen

Art Directors Club honoriert
Gmünder Diplomanden

Der ungewöhnliche Siegeszug der
Diplomarbeit von Christian Hartig und
Ralph Burkhardt: Red Dot Design
Award, Buchveröffentlichung und jetzt
die Bronzemedaille des Art Director
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Clubs: Die Diplomanden der Hochschu-
le für Gestaltung Schwäbisch Gmünd
Christian Hartig und Ralph Burkhardt
setzten sich mit ihrer Arbeit über die
Schrift rotis bei über 4.000 Einsendun-
gen durch.

In Berlin nahmen die jungen Designer
die Bronzemedaille des Art Directors
Club in der Kategorie Verlagsobjekte
entgegen. Das ist sehr erfreulich, da wir
nun im Wettbewerb der Großen erfolg-
reich sind, sagt Christian Hartig. Seit
einigen Monaten erscheint die Diplom-
arbeit über die Schrift rotis als Buch.

Das Buch „rotis, eine Streitschrift“ bie-
tet einen ungewöhnlichen Einblick in
die Welt der Schriftgestaltung. Es zeigt
eine vielschichtige und anregende Aus-
einandersetzung mit einem der wich-
tigsten Schriftentwürfe des späten 
20. Jahrhunderts. Die Schrift rotis, 
1988 von Otl Aicher geschaffen, seither
ebenso kontrovers diskutiert wie uni-
versell eingesetzt, wird in diesem Jahr
18. Also erwachsen?, heißt es im Klap-
pentext des Buchs. Man kann über die
„rotis“ denken wie man will, so die
Experten. Ignorieren kann man sie
nicht. Dazu sollte man sie kennen, sich
mit ihr auseinandersetzen. Ralph Burk-
hardt und Christian Hartig regen das
mit ihrer Arbeit an.

Ingo Müntz

Pforzheimer Studierende 
gewinnen bundesweiten 
Fallstudienwettbewerb

Fünf Studierende des Studiengangs
„Master of Arts in International Finance
and Accounting“ der Hochschule Pforz-
heim haben die Endrunde des deutsch-
landweiten Fallstudienwettbewerbs
„AuditChallenge2006“ von Ernst &
Young in Berlin gewonnen. Auf sie war-

tet nun eine Reise nach New York mit
einem exklusiven Rahmenprogramm.
In einem engen Kopf-an-Kopf-Rennen
gelang es den Pforzheimer Studieren-
den, sich gegen die Kommilitonen der
regionalen Siegerteams – die Universitä-
ten Lüneburg, Leipzig, Münster, Mainz
und Bayreuth – durchzusetzen.

In der dritten und letzten Runde des
Wettbewerbs mussten die Teams in die
Rolle einer Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft schlüpfen und innerhalb eines
Tages für einen US-amerikanischen
Mandanten eine Jahresabschlussprü-
fung durchführen. Die in englischer
und deutscher Sprache verfassten
Unterlagen mussten ausgewertet, aufbe-
reitet und für die Präsentation fertig
gestellt werden. Analog zum Unterneh-
mensalltag fanden während des gesam-
ten Tages immer wieder Gespräche zwi-
schen der „Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft“ und dem „Mandanten“ statt.
Die Jury bewertete neben dem Fachwis-
sen auch das Auftreten der Studieren-
den im Team, das während des Tages
beobachtet wurde. Gegen Abend prä-
sentierten alle Gruppen die Ergebnisse
der Jahresabschlussprüfung. Im Rahmen
des Rollenspiels „Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft“ und „Mandant“ mussten
sie dabei kritische fachliche Fragen
sowohl in englischer als auch in deut-
scher Sprache beantworten. In der Prä-
sentation überzeugten die Pforzheimer
Studierenden schließlich durch ihre
Arbeitsleistung, ihre Sprachkenntnisse,
ihre Reaktionen auf Fragen und zeigten
auch während des Tages der Jury, dass
sie Stresssituationen erfolgreich mana-
gen können.

Der von der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Ernst & Young durchgeführte
Wettbewerb AuditChallenge 2006 rich-
tet sich an engagierte und motivierte
Studierende der Wirtschaftswissenschaf-
ten in Deutschland. Nachdem im ver-
gangenen Jahr der Fallstudienwettbe-
werb mit fünfzehn renommierten Uni-
versitäten stattfand, wurden in diesem
Wintersemester erstmals zusätzlich drei
ausgewählte Fachhochschulen zugelas-
sen. Die AuditChallenge wird in drei
Runden ausgetragen. In jeder Runde
wird im Team eine Accounting-Fallstu-
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die gelöst und präsentiert. Anschlie-
ßend kürt die Jury jeweils ein Sieger-
Team, das sich auf die nächste Etappe
freuen kann. Die erste Runde fand an
der eigenen Hochschule statt. In der
zweiten Runde traten in verschiedenen
regionalen Niederlassungen von Ernst
& Young die jeweiligen Sieger-Teams
gegeneinander an. Die Endrunde fand
im Januar 2007 in Berlin statt, wo auch
das finale Siegerteam der AuditChallen-
ge gekürt wurde.

Claudia Gerstenmaier

1. Preis des Technologietrans-
fer-Preises Brandenburg 2007
an Team der TFH Wildau und
ReiCo Logistik Gruppe Nunsdorf

Der erste Preis des Technologietransfer-
Preises Brandenburg, der mit einer Prä-
mie in Höhe von 4.000 EUR dotiert
wurde, ging an die interdisziplinäre
Arbeitgruppe aus Logistikern und Tele-
matikern der Technischen Fachhoch-
schule Wildau unter Leitung von 
Prof. Dr.-Ing. Herbert Sonntag (Ver-
kehrslogistik) und Prof. Dr.-Ing. Stefan
Brunthaler (Telematik) sowie an den
Hauptkooperationspartner Dr. Rein-
hardt Töpel, Geschäftsführer der ReiCo
Logistik Gruppe im brandenburgischen
Nunsdorf bei Zossen. Sie erhielten die
Auszeichnung für die innovative
Lösung RÜFILOG (RÜckverfolgung
durch den Einsatz der RFID-Technik in
der TransportLOGistik). Dabei handelt
es sich um ein internetgestütztes Infor-
mationssystem, das die lückenlose Ver-
folgung von Waren in der Lebensmittel-
kette auf der Grundlage der Radiofre-
quenz-Identifikation (RFID) rückwärts
vom Endkunden zum Hersteller und
vorwärts in umgekehrter Richtung
ermöglicht.

RÜFILOG schafft mehr Transparenz in
der Transportkette, vereinfacht die
Abläufe und trägt gleichzeitig zur Kos-
tenoptimierung in Produktion und
Logistik bei. Das System erleichtert vor

allem kleinen und mittleren Unterneh-
men in der Lebensmittelkette die Quali-
tätssicherung, die seit dem 1. 1. 2005
durch die EU-Verordnung 178/2002
dazu verpflichtet sind, die Rückverfolg-
barkeit der Warenströme durch alle Pro-
duktions-, Verarbeitungs- und Vertriebs-
stufen zu gewährleisten.

Kerstin Poeschel

Marketing

Auslandssemester auf 
hoher See 

MacQuairie University Sydney und 
FH Köln kooperieren beim BA/MA-Studien-
gang International Business

Die für innovative Lehrformen interna-
tional bekannte MacQuairie Universität
mit Sitz in der australischen Hauptstadt
Sydney wird mit ihrem neuesten Stu-
dienprogramm „The Scholar Ship“ (Das
Studierenden-Schiff) Kooperationspart-
ner der Fakultät für Wirtschaftswissen-
schaften der FH Köln. Am 27. Septem-
ber 2007 werden 600 Studentinnen und
Studenten aus aller Welt in Piräus an
Bord eines Passagierschiffes gehen und
als Mitglied einer internationalen Lern-
gemeinschaft drei Monate lang ein mul-
tikulturelles Studiensemester absolvie-
ren, in dem sie nicht nur wirtschafts-
wissenschaftliches Fachwissen aufneh-
men, sondern interkulturelles Theorie-
wissen in angewandte interkulturelle
Kompetenz umsetzen. Kostenpunkt:
20.000 Dollar pro Person für Studium,
Unterkunft und Verpflegung. Nach dem
Semester auf hoher See werden die Stu-
dierenden ihr Studium auf dem Fest-
land fortsetzen, u.a. in dem mit hervor-
ragenden Ergebnissen akkreditierten
Bachelor-/Masterstudiengang „Interna-
tional Business“ der FH Köln. Dort sind
sie gefordert, die erworbenen Kenntnis-
se in anwendungsorientierten Projekten
u.a. mit den Vereinten Nationen in die
Praxis umzusetzen. Zudem wird pro
Jahr eine Studentin bzw. eine Student

der FH Köln zu Sonderkonditionen an
dem Scholar Ship teilnehmen können. 

Petra Schmidt-Bentum

Radeln für Europa 

Für die Studenten der European School
of Business an der Hochschule Reutlin-
gen (ESB Reutlingen) steht der Höhe-
punkt des Studienjahres an. Am „Inter-
national Business Weekend“ (IBWE)
vom 20.–23. April in Spanien treffen
sich 150 Reutlinger Studenten mit 800
aktuellen und ehemaligen Kommilito-
nen der ausländischen Partneruniversi-
täten.

Im Vorfeld des IBWE gibt es jedoch
einen zweiten Höhepunkt, eine europa-
weite Radtour, besser bekannt als
RELAY. Seit 1990 reisen die studenti-
schen Equipen dabei sternförmig mit
dem Fahrrad von allen europäischen
Partnerhochschulen (Irland, England,
Spanien, Italien und Frankreich) zum
Veranstaltungsort an.

Das diesjährige ESB Relay Team besteht
aus 30 Radlern, die aus vielen verschie-
denen Ländern kommen. Die Teilneh-
mer der Relay werden – 15 Tage lang
und fast 1.500 km weit – unter der
Schirmherrschaft des ehemaligen Rad-
profis Marcel Wüst radeln und Spenden
für Kinderhilfsprojekte in Tübingen,
Indonesien und Vietnam sammeln. 

Zum Auftakt gibt es am 04. April 2007,
vor der offiziellen Abfahrt, auf dem
Reutlinger Marktplatz eine Spendenak-
tion, die durch den Trikotsponsor, dem
Kaufhaus Breuninger, tatkräftig unter-
stützt wird. Die Studenten werden dort
mit einem Informationsstand über die
drei Projekte informieren und für sie
werben. Darüber hinaus werden kleine-
re Spiele für die Besucher angeboten.
Gegen 15 Uhr wird sich dann die offi-
zielle Trikotübergabe durch Breuninger
und direkt im Anschluss die Abfahrt der
RELAY ereignen. 

Rita Maier



Weiterbildung – Und wo 
bleiben PartnerIn und Familie?

Studieren neben dem Beruf bedeutet
eine ganz besondere Herausforderung.
Mit vier bis fünf Abenden pro Woche
über fünf Semester verlangt der berufs-
begleitende Masterstudiengang MBA &
Eng. der FH München seinen Teilneh-
merinnen und Teilnehmern einiges ab.
Welche Belastungen ergeben sich hie-
raus für Partnerschaft und Familie und
wie kommen die StudentInnen damit
zurecht?

In Gesprächen mit den Studierenden
wurde Handlungsbedarf erkannt. Die
Fakultät für Wirtschaftsingenieurwesen
hat reagiert und bezieht seit diesem
Semester die Familien der Masterstudie-
renden in ihre Aktivitäten mit ein. So
ist es erstmals möglich, Partner und
Kinder für den Zeitraum der Schulferien
zu Auslandskursen oder dem 3-tägigen
Start-Up-Seminar nach Österreich mit-
zunehmen. Das Seminar, das der Netz-
werkbildung der neuen Studierenden
untereinander dienen soll, wurde hier-
für um ein entsprechendes Partner- und
Familienprogramm erweitert.

Zudem wird es im Sommersemester
2007 erstmals einen Familientag geben,
an dem der Master-Nachwuchs im Mit-
telpunkt steht.

Studiengangsleiterin Prof. Dr. Christiane
Fritze: „Persönlicher Erfolg muss durch
ein funktionierendes soziales Umfeld
abgesichert werden. Dazu gehört auch,
dass Partner und Familie in die eigene
berufliche Weiterbildung miteinbezogen
werden. Der berufsbegleitende Master-
studiengang MBA & Eng. der FH Mün-
chen macht es sich deshalb zum Ziel,
diese Erfahrung möglichst positiv zu
gestalten.“

Christina Kaufmann
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„Pandions Ahnen“: Begleitspiel
zur Großen Landesausstellung
„Saurier – Erfolgsmodelle der
Evolution“

Die Dinosaurier sind ausgestorben?
Falsch! Unsere heutigen Vögel sind ihre
direkten Nachfahren. Ein junger Adler,
der ein versteinertes Dinosaurier-Ei fin-
det, unternimmt eine Zeitreise, um das
Ei den Dinosauriereltern zurückzubrin-
gen. In einem Mix aus Jump’n’Run und
Adventuregame macht er sich auf die
Suche nach seinen Urahnen. Pünktlich
zum Start der Großen Landesausstel-
lung Baden-Württemberg 2007 im
Staatlichen Museum für Naturkunde –
Museum am Löwentor – „Saurier –
Erfolgsmodelle der Evolution“ ging am
31. März das Begleitspiel „Pandions
Ahnen – Auf den Spuren der Saurier“
online. Seitdem haben sich bereits über
4.500 Besucher angemeldet. Das cross-
mediale Spiel für Kinder haben acht
Studierende der Hochschule der Medien
in den Studiengängen Audiovisuelle
Medien und Medienautor entwickelt.

Das Saurier-Spiel setzt sich aus drei in-
einander greifenden Teilspielen zusam-
men, die zum Teil im Internet, zum Teil
direkt auf Terminals im Museum
gespielt werden können. Der umfang-
reichste Abschnitt ist ein in Comic-Gra-
fik gestaltetes Online-Spiel. Ein zweiter
Teil des Spiels findet direkt vor Ort in
der Ausstellung statt: Die Kinder sam-
meln mit Hilfe eines Fragebogens Wis-
sen über die Saurierzeit. Ihre Antworten
geben sie im dritten Spielabschnitt an
einem Computer in ein kleines Quiz
ein. Als Belohnung erhalten sie Karten
eines Saurier-Quartetts. So werden die
Inhalte der Ausstellung auf verschiede-
nen Ebenen vertieft. Das mit dem Ani-
mationswerkzeug Flash erstellte Spiel
kann jederzeit in der Ausstellung oder
im Internet begonnen und fortgeführt
werden. Eine Online-Datenbank verwal-
tet alle Spielstände.

Alle Spielinhalte basieren auf den in der
Ausstellung aufgebauten sechs Welten,
die Baden-Württemberg vor 240 bis 
150 Millionen Jahren zeigen. Dement-
sprechend ist im Spiel eine virtuelle

Wüste, eine Sumpflandschaft oder ein
Tiefseeszenario mit den dazugehören-
den urzeitlichen Tieren und Pflanzen zu
finden. Darüber hinaus gibt das Spiel
Auskunft über die Fundorte von Fossi-
lien in Baden-Württemberg und ermög-
licht so den Einblick in die Urzeit der
Region.

„Pandions Ahnen -– Auf den Spuren der
Saurier“ kann seit dem 31. März 2007
im Internet unter der Adresse
http://www.pandions-ahnen.de gespielt
werden. Die Große Landesausstellung
„Saurier – Erfolgsmodelle der Evolu-
tion“ ist noch bis zum 30. September
2007 im Staatlichen Museum für Natur-
kunde Stuttgart zu sehen.

Kerstin Lauer

Doppelabschlüsse

Masterstudiengang der 
FH Schmalkalden ermöglicht
europäischen und amerika-
nischen Hochschulabschluss 

Einen Studiengang absolvieren, zwei
Abschlüsse erhalten – diese Möglichkeit
steht den Studierenden des Masterstu-
diengangs „International Business and
Economics“ an der FH Schmalkalden
offen. Der Studiendekan des Fachbe-
reichs Wirtschaft, Prof. Dr. Peter Schus-
ter, unterzeichnete mit seinem Kollegen
Prof. Dr. Keith A. Russell von der ameri-
kanischen St. Mary’s University in San
Antonio/Texas eine Vereinbarung, die
die gegenseitige Anerkennung von Stu-
dienleistungen regelt.

Ein aufeinander abgestimmtes Curricu-
lum ermöglicht es den Schmalkalder
Studierenden, sowohl den europäischen
Abschluss „Master of Arts“, als auch den
amerikanischen „Master of Business
Administration“ ohne eine Verlänge-
rung der viersemestrigen Studienzeit zu
erwerben. Durch die getroffene Verein-
barung werden die Studierenden der fhS



von den in den USA üblichen Studien-
gebühren befreit, die sich auf mehrere
tausend Dollar belaufen.

Die ersten Masterstudierenden aus
Schmalkalden werden im August 2007
ihr Auslandssemester absolvieren. „Mit
der St. Mary’s University in San Anto-
nio sowie der Southeast Missouri State
University in Cape Giradeau haben wir
jetzt zwei Dual Degree-Vereinbarungen,
die für unsere Studierenden einen zwei-
ten Masterabschluss ermöglichen. Die
Resonanz der Masterstudierenden auf
das Angebot ist sehr groß“, erklärt Prof.
Dr. Peter Schuster, der für die Betreuung
und Weiterentwicklung des Studien-
gangs „International Business and Eco-
nomics“ verantwortlich ist. Im kom-
menden Wintersemester werden auch
Studierende der beiden amerikanischen
Hochschulen in Schmalkalden studie-
ren.

Der internationale Masterstudiengang
ist erstmalig zum Wintersemester
2006/2007 an der fhS erfolgreich ange-
laufen. Aufgrund der großen Nachfrage
musste die Anzahl der Studienplätze
von 25 auf 37 erhöht werden. Inzwi-
schen sind Studierende aus neun Län-
dern in dem Studiengang eingeschrie-
ben.

Carsten Feller

Hochschulkooperationen

FH München kooperiert mit
Hanoi

Größte deutsche Fakultät für Tourismus
treibt Internationalisierung voran

Im Bereich Ökonomie sowie im welt-
weiten Tourismus spielt Asien eine
immer wichtigere Rolle. Aus diesem
Grund baut die FH München ihre Netz-
werke zu asiatischen Hochschulpart-
nern weiter aus. In Anwesenheit des
bayerischen Ministerpräsidenten
Edmund Stoiber unterzeichneten am
28. März 2007 die Präsidentin der FH

München, Prof. Dr. Marion Schick, und
der Rektor der vietnamesischen Univer-
sity of Social Sciences and Humanities
in Hanoi, Prof. Dr. Nguyen Van Khanh,
einen Kooperationsvertrag. Damit wird
der Weg frei für den Austausch von Stu-
dierenden und ProfessorInnen sowie für
gemeinsame Forschungsprojekte. 

Vorbereitet haben die Kooperation die
Professoren Dr. Theo Eberhard und 
Dr. Dinh Trung Kien, die in München
und Hanoi als Dekane die Fakultäten
für Tourismus leiten. Für beide Touris-
mus-Fakultäten wird die Zusammenar-
beit ein Novum sein: Die Münchner
bekommen ihren ersten vietnamesi-
schen Partner, die Vietnamesen den ers-
ten deutschen. Theo Eberhard sieht das
Abkommen als Teil einer ehrgeizigen
Internationalisierungs-Strategie. „Natür-
lich ‘müssen’ unsere Studierenden nicht
ins Ausland gehen, aber wir tun alles,
um ihnen ein Auslandssemester zu
ermöglichen“. Schon jetzt arbeitet die
Fakultät mit 28 europäischen Universi-
täten zusammen; demnächst kommen
zwei irische Institute dazu, das Athlone
Institute of Technology und das Cork
Institute of Technology.

Besonders schnell wächst die Zahl der
Partner auf den anderen Kontinenten.
Den bestehenden Abkommen mit der
Universidad de La Serena in Chile und
der australischen University of the Sun-
shine Coast (USC) sollen bald weitere
Verträge mit australischen und neusee-
ländischen Instituten folgen. Und selbst
wer die Heimat nicht verlässt, kann im
Hörsaal auf dem Campus Pasing den
Duft der weiten Welt schnuppern: Die
Münchner Tourismus-Fakultät bietet
neuerdings verstärkt Vorlesungen von
GastdozentInnen aus aller Welt an. Den
Auftakt machten im Wintersemester die
Professorin Meredith Lawley von der
USC und der amerikanische Professor
Bill Gartner (University of Minnesota).
Beide Wissenschaftler werden aufgrund
des großen Erfolgs auch im Sommerse-
mester wieder Vorlesungen in München
halten. 

Christina Kaufmann

Duales Master-Programm 
„Kultur und Management“ der
Hochschule Zittau/Görlitz und
der Universität Pécs 

Das Duale Master-Programm „Kultur
und Management“ der Hochschule Zit-
tau/Görlitz und der Universität Pécs
startet zum Wintersemester 2007/08.
Deutsche wie ungarische Studierende
erhalten nach vier Semestern Studium,
davon zwei Semester am Hochschul-
standort Görlitz sowie zwei Semester in
Pécs, Masterurkunden beider Hochschu-
len. Das Studium in Pécs erfolgt in
deutscher oder englischer Sprache; die
Masterarbeit kann in deutscher, ungari-
scher oder englischer Sprache verfasst
werden. Das Studium ist kostenfrei. Die
deutschen Studierenden können in
Ergänzung ihrer BaföG-Anträge auch
Go East-Stipendien des Deutschen Aka-
demischen Austauschdienstes beantra-
gen. Für die ungarischen Studenten hat
das Sächsische Staatsministerium für
Wissenschaft und Kunst Stipendien
bereitgestellt.

Bewerbungen aus allen Ländern der
Europäischen Union für den Master-
Studiengang „Kultur und Management“
sind möglich. Voraussetzung ist ein
abgeschlossenes Bachelor-Studium ins-
besondere der Wirtschafts- oder Kultur-
wissenschaften.

Pécs ist Kulturhauptstadt Europas 2010.
Die pulsierende Stadt im südwestlichen
Ungarn hat 160.000 Einwohnern und
34.000 Studenten. Schon zur Römerzeit
war sie Hauptstadt der Provinz Panno-
nien; die spätrömischen Grabanlagen
stehen auf der UNESCO-Weltkulturerbe-
liste. Von den Bayernherzögen christia-
nisiert, war Fünfkirchen/Pécs stets Tor
zum Balkan. Die osmanische Besatzung
hinterließ prächtige Moscheen, nach
1918 wurde die ungarische Landesuni-
versität aus dem verloren gegangenen
Bratislava nach Pécs verlegt. 

Hella Trillenberg

DNH 2 ❘2007

21FH-TRENDS



Herausforderung für 
die Fachhochschulen

Das Studierendenhoch kann zwar als
eine demographische Chance aufgefasst
werden, einen qualitativen Ausbau des
tertiären Bildungssektors langfristig zu
gewährleisten und damit dem Ziel
näher zu kommen, den Anteil der Aka-
demiker in der deutschen Gesellschaft
zu erhöhen (OSZE Bildungsreport),
muss aber gleichwohl vor dem Hinter-
grund der nach wie vor unklaren Finan-
zierung eines notwendigen Ausbaus
entsprechender Hochschulkapazitäten
gesehen werden.

Die Fakten

Nach Berechnung des Centrums für
Hochschulentwicklung (CHE) sind auf
Grundlage des Durchschnittswertes
2000–2004 bereits im nächsten Jahr
36.000 potenzielle Studienbewerber
mehr zu erwarten. Dieser Trend wird
sich in den alten Ländern viele Jahre
fortsetzen und allein durch das Auf-
kommen der doppelten Abiturjahrgän-
ge in den Jahren 2011/12 hochgerech-
net 80.000 zusätzliche Studienanfänger
umfassen. In den neuen Ländern exis-
tiert bereits jetzt ein Ost-West-Drift, so
dass sich hier eine kapazitative Überver-
sorgung ergibt, die sich zukünftig noch
verstärkt.

Der Grund für das „Studierendenhoch“
ist also einerseits demographisch
bedingt (Baby-boomer) und andererseits
strukturell durch die Verkürzung auf 
12 Jahre Schulbildung bis zum Abitur
hervorgerufen. Zusätzlich verschärft die
starke Übergangsquote von Bachelor-
auf Masterprogramme das Problem.
Laut Studierenden-Befragung wollen
sich bis zu 80% der Bachelor-Absolven-
ten in Master-Programmen weiterquali-

fizieren. Helga Meyer (CHE) führt aus,
dass nach CHE-Berechnungen zur
Bewältigung des multifaktoriell entstan-
denen Studierendenhochs insgesamt
7,2 Milliarden € benötigt werden, das
hieße das Dreieinhalbfache der Aufwen-
dungen der Exzellenzinitiative.

Der Hochschulpakt

Bund und Länder haben sich im Hoch-
schulpakt darauf geeinigt, wie die Ver-
teilung der zusätzlichen Mittel zur
Bewältigung der „ersten Spitze“ des Stu-
dierendenhochs erfolgen soll: die neuen
Länder erhalten 15%, die Stadtstaaten
Bremen und Hamburg zusammen 
3,5%, das Land Berlin 4%. Die übrigen
westlichen Flächenländer verpflichten
sich, mit den verbleibenden Mitteln
insgesamt 90.000 neue Studienplätze zu
schaffen (Berthold 2006).

Als Kalkulationsgrundlage wird eine
durchschnittliche Studiendauer von 
4 Jahren bei Jahreskosten pro Studieren-
den von 5.500 € (nach BMBF), also
22.000 € pro zusätzlichem Studienplatz
angenommen. Nach Abzug der Beträge
für die neuen Länder und die Stadtstaa-
ten stehen knapp 438 Millionen Euro
dafür zur Verfügung. Laut bayrischem
Wissenschaftsminister Thomas Goppel
werden die Fachhochschulen über-
durchschnittlich an der neuen Heraus-
forderung beteiligt: Etwa 70% der Mit-
tel sollen ihnen und 30% den Universi-
täten zur Verfügung gestellt werden. Er
stellt aber auch fest, dass es ein falscher
Weg sei, „wenn Fachhochschulen durch
das Anbieten zahlloser Master-Program-
me zu kleinen Universitäten werden
wollten“, denn die Master-Ausbildun-

Prof. Dr. med. 
Christoff Zalpour
Professor für Physio-
therapie
Beauftragter des Master-
Programms
MScPhysio-/Ergo-
therapie/Osteopathie
FH Osnabrück
Caprivistr. 30 a
49076 Osnabrück
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gen würden Kapazitäten binden, die bei
der Bachelor-Ausbildung fehlten. Lutz
Stratmann, niedersächsischer Wissen-
schaftsminister, weist in diesem Zusam-
menhang auf die hohe „employability“
der FH-Programme hin.

Der Hochschulpakt ist bis 2010 festge-
schrieben, wobei 2009 die tatsächlich
nachgefragten zusätzlichen Studienplät-
ze bilanziert werden sollen. Es wird
jedoch bereits jetzt erwartet, dass sich
das eigentliche „Hoch“ in noch stärke-
rem Ausmaß nach 2010 manifestieren
wird, wofür neben demographischen
Faktoren und den doppelten Abiturjahr-
gängen die Umstellung auf gestufte Stu-
diengänge und die allgemein erwartete
Erhöhung der Studierquote verantwort-
lich sind.

Eine Untertunnelung des Studierenden-
bergs, wie sie vor 30 Jahren angewandt
wurde, ist keine zielführende Taktik. Sie
wird weder der Verantwortung gegen-
über unseren jungen Leuten gerecht
noch ist sie hochschulpolitisch
erwünscht, da sich die Experten einig
sind, dass auch bei rückläufigen inlän-
dischen Studierendenzahlen ab ca. 2020
Hochschulkapazitäten gebraucht wer-
den, damit sich Deutschland auf dem
internationalen Bildungsmarkt als Wis-
sensgesellschaft behaupten kann. Wis-
senschaftssenator E. Jürgen Zöllner, Ber-
lin, führt dazu beispielsweise an, dass
die internationale Nachfrage von Stu-
dienplätzen allein aus Süd-Ost-Asien
um den Faktor 4 steigen wird.

Als Lösungsansätze zur Bewältigung des
Studierendenhochs werden drei Strate-
gien des CHE thematisch aufbereitet
und in Berlin differenziert diskutiert:
go east, go flexible und go abroad.

Zum Thema „Studierendenhoch ... Hochschulkollaps? Hochschulen vor der demographischen Chance“

fand vom 12.–13. Februar 2007 ein vom Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) organisiertes Sym-

posium im Ludwig-Erhard-Haus Berlin statt, an dem zahlreiche Wissenschaftsminister und Repräsentan-

ten der Wissenschaftsorganisationen teilnahmen. Der Autor fasst die Ergebnisse zusammen.

Go East

Die z.T. bereits jetzt bestehende Min-
derauslastung ostdeutscher Hochschu-
len könnte als Puffer für den zusätzli-
chen Bedarf genutzt werden und somit
kurzfristiges Reagieren ermöglichen,
ohne auf den (Aus-)bau der Hochschu-
len zu warten. Frank Ziegele (CHE)
betont die Notwendigkeit von Anreiz-
systemen mit attraktiven Angeboten für
eine entsprechende Studierendenmobi-
lität. Hier könnte das von dem CHE
und dem Stifterverband bereits 1999
entwickelte GEfoS-Modell zum Tragen
kommen: „Geld folgt Studierenden“.

Nach Berechnungen des CHE werden
bundesweit bis 2023 insgesamt 7,2 Mil-
liarden Euro benötigt, um zusätzliche
Studienplätze zu schaffen. Würde man
die Mobilität von Studierwilligen in die
neuen Länder fördern, würden bei Nut-
zung aller „Ost-Kapazitäten“ 3,3 Milliar-
den „gespart werden“ und ein Rest-
finanzierungsbedarf von 3,9 Milliarden
bleiben (Zahlen auf Grundlage des
Eröffnungsvortrages von Prof. Dr. Helga
Meyer, CHE). 

Der sächsische Ministerpräsident Georg
Milbradt nennt dazu einschränkend
drei Bedingungen:
■ Kein Ost-Westgefälle hinsichtlich der

Qualität der Studierenden
■ Die Erhaltung der ostdeutschen Lehr-

kapazitäten darf nicht zu Lasten der
dortigen Forschungskapazitäten
gehen

■ Ein West-Ost-Transfer an Studieren-
den muss mit zusätzlichen Zahlungs-
strömen einhergehen.

Außerdem sieht er voraus, dass die Zahl
der Haushalte zwischen 2009 bis 2019
um 25% zurückgehen werden, dass
nach wie vor Arbeitsplätze im Osten
fehlen und deshalb auch die Attraktivi-
tät der Studienorte leidet.

Go Flexible

Dazu hält der baden-württembergische
Wissenschaftsminister Peter Franken-
berg das Eröffnungsreferat, in dem er
die besondere Chance der steigenden
studentischen Nachfrage hervorhebt
und den damit verbundenen Ausbau
unserer Wissensgesellschaft. Flexibilität
wird dabei als Voraussetzung angese-
hen, z.B. durch vernetztes Handeln zwi-
schen Bund und Ländern, intensivierte
Kooperation zwischen Hochschulen
untereinander und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen, flexible
Umsetzung der neuen BA/MA-Struktu-
ren, aber auch durch flexiblere Vertei-
lung der Hochschulaufgaben auf das
wissenschaftliche Personal und eine 
flexiblere Qualitätssicherung, z.B. 
durch Prozessakkreditierung, wie sie
beispielsweise bei der ACQUIN
(www.acquin.org) durchgeführt wird.
Frankenberg fordert Fakultätsdeputate
als atmende Systeme, die sich den
Anforderungen gemäß stärker lehr- oder
forschungsorientiert ausrichten, unter-
streicht die Rolle der Studiengebühren
als Finanzierungsquelle für weitere Stu-
dienplätze und nennt Berufsakademien
(BA) als Vorbild für andere Bildungs-
Anbieter mit Übergangsquoten in den
Beruf von 90%, die sich die Hochschul-
einrichtungen zum Vorbild nehmen
sollten.

Deutlich wird die Forderung, die Lehr-
tätigkeit aufzuwerten und gleicher-
maßen wie das Engagement in der For-
schung zu honorieren. Die quantitative
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Go Abroad

Uwe Brandenburg (CHE) nannte das
Auslands-(teil-)studium eine Möglich-
keit, dem „Studierendenhoch“ in
Deutschland zu begegnen, wobei hier-
durch auch die Bologna- und Lissabon-
Ziele gefördert und die Studierenden
durch den Auslandsaufenthalt zusätz-
lich qualifiziert würden. Dass die Ver-
lagerung auch von größeren Teilen der
akademischen Bildung ins Ausland
möglich ist, zeige das Beispiel Norwe-
gen, bemerkt Helga Meyer. Hier finde
eine Auslandsverlagerung im Umfang
von 7% (d.h. 14.000 Studierende, Låne-
kassen-Modell) statt. Brandenburg sieht
für Deutschland ein Potenzial von etwa
20.000 Studierenden. Mobilitätserleich-
terung sollte auch mit flexiblerer Unter-
stützung (portable student funding) ein-
hergehen, so Aldrik van‘t Hout, nieder-
ländisches Ministerium für Bildung,
Kultur und Wissenschaft. Deutschland
will die Regeln für das Auslands-BaFöG
deshalb lockern.

Anschließend werden die Möglichkei-
ten der Erhöhung der studentischen
Auslandsmobilität differenziert disku-
tiert. Insbesondere der Generalsekretär
des DAAD Christian Bode bekräftigt die
besondere Bedeutung von erhöhter Aus-
landsmobilität als qualitativen Beitrag
zu einer guten Ausbildung. Er appelliert
zu mehr „Mut zum Bildungserlebnis
Ausland“ und will die „go-abroad-Stra-
tegie“ nicht als „Studentenentsorgungs-
programm“ zum Export deutscher
Hochschul-Probleme verstanden wissen,
das mit den ursprünglichen Zielen der
Mobilitätserhöhung nicht mehr viel
gemein habe. Stefan Hormuth, Vizeprä-
sident der HRK, führt aus, dass unab-
hängig von der gegenwärtigen Debatte
um das Studierendenhoch die interna-
tionale Mobilität gestärkt werden sollte
und zwar in beide Richtungen durch
Erhöhung der „incomings“ und der
„outgoings“. Bode verdeutlicht ein-

dringlich, dass man das Studierenden-
hoch nicht als „temporären Berg“ anse-
hen sollte, sondern vielmehr als Chan-
ce, den Hochschulbereich langfristig
auszubauen, um sich intensiver auf
dem internationalen Bildungsmarkt
platzieren zu können.

Fazit

Das Studierendenhoch ist im Besonde-
ren für die deutsche Fachhochschul-
landschaft eine wichtige Herausforde-
rung, der durch verschiedene Strategien
begegnet werden kann, sicher aber
nicht ohne weitere substanzielle Unter-
stützung über das Jahr 2010 hinaus.
Staatssekretär Michael Thielen aus dem
BMBF antwortet auf die Frage, ob ein
Hochschulpakt II zu erwarten wäre,
„dass es wichtig sei, die Hochschulpoli-
tik ins Zentrum der Politik zu stellen,
dass wir das Mehr an Studierenden als
Chance, nicht als Problem begreifen
sollten.“ Einmal mehr ist deutlich
geworden, dass Internationalität weiter
gefördert werden muss und sich die
Fachhochschulen auf dem internationa-
len Bildungsmarkt langfristig positionie-
ren müssen. ■
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Umsetzung allerdings soll durch „ein
differenziertes Angebot von Lehrenden“
geschaffen werden, damit sind neben
dem klassischen Professor auch Lecturer
und reine Lehrprofessuren gemeint. Der
Ausbau des e-learnings wird als zusätzli-
che Möglichkeit empfunden, die Lehre
zu differenzieren, um zusätzliche Kapa-
zitäten zu schaffen.

Andreas Pinkwart, nordrhein-westfäli-
scher Wissenschaftsminister, berichtet
über Vorziehprofessuren in NRW und
den verstärkten räumlichen Ausbau der
Hochschulen.

Die Position der Hochschulrektoren-
konferenz (HRK) formuliert Präsidentin
Margret Wintermantel: Deutsche Hoch-
schulen seien seit Jahren unterfinan-
ziert; sie hätten die Anforderungen des
Bologna-Prozesses ohne zusätzliche Mit-
tel schultern müssen, weswegen der
Hochschulpakt insofern zu begrüßen
sei. Allerdings sei dieser angesichts der
bevorstehenden Aufgaben unzurei-
chend. Dringend gebraucht würden:
Vorziehprofessuren, Lehrprofessuren
und Lecturer. Außerdem benötige man
Rechtssicherheit über 2010 hinaus, z.B.
wegen der mittel- und langfristigen Per-
sonalplanung. Die HRK-Präsidentin legt
auch Gewicht auf die Notwendigkeit
der Profilbildung der einzelnen Hoch-
schulen – Universitäten wie Fachhoch-
schulen – als wichtigen Beitrag zu stär-
kerer studentischer Mobilität, die allge-
mein eher ab- als zunimmt.

Als mögliche Flexibilitätshindernisse
nennt Yorck Hener vom CHE hier die
KapVO und LVVO, die durch entspre-
chende Vereinbarungen und Hoch-
schulkompetenz ausgeglichen werden
könnten, wie dies beispielsweise an den
Stiftungshochschulen Niedersachsens
praktiziert würde.

Zum Thema Akkreditierung von Stu-
dienprogrammen führen Goppel und
Frankenberg noch aus, dass dies erheb-
liche Kapazitäten binden würde, die
gegenwärtig in Lehre und Forschung
fehlten und dadurch das Problem des
Studierendenhochs verschärften.
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Es könnte alles so schön sein: In Süd-
deutschland zahlen Geschwister niedri-
gere Studiengebühren. Doch in Nord-
rhein-Westfalen ist von solch einer Ver-
günstigung weit und breit nichts zu
sehen. Nun drohen Studierende und
Professoren mit einer Verfassungsklage.

Mehr Kinder braucht das Land, tönt die
Politik aus allen Ecken. Großfamilien
müssen trotzdem sehen, wie sie die Stu-
diengebühren für ihre drei oder vier
Kinder aufbringen. Jedenfalls an Rhein
und Ruhr, dem Land mit den meisten
Hochschulen und Studenten bundes-
weit. Anders in Baden-Württemberg:
Wenn hier zwei Kinder die Campusmaut
zahlen, darf das dritte gebührenfrei an
die Uni. Und in Bayern werden Eltern
verschont, wenn sie mindestens drei
Sprösslinge mit Kindergeldanspruch ha-
ben – selbst wenn nicht alle studieren. 

„Die Düsseldorfer Landesregierung
kennt ihre eigene Verfassung nicht“,
sagt Patrick Schnepper vom Asta der
Uni Köln. Denn darin heißt es: „Die
kinderreiche Familie hat Anspruch auf
besondere Fürsorge.“ Ob das Gebühren-
gesetz damit wirklich im Einklang steht,
stellen nicht nur der Asta und die Grü-
nen-Opposition im Landtag in Frage.
Auch der Deutsche Hochschulverband,
die Berufsvertretung der Universitäts-
professoren, sieht „familienpolitischen
Nachbesserungsbedarf“ im NRW-Gesetz,
wie Sprecher Matthias Jaroch betont. 

Familienfreundliches Duisburg-Essen 

Doch es hagelt nicht nur Kritik am Ge-
setz. Studentenvertreter Patrick Schnep-
per sieht auch die Hochschulen in der
Schuld, die in Nordrhein-Westfalen
selbst über Gebühren und Befreiungs-
gründe entscheiden können: „Vergünsti-
gungen gibt es für Spitzensportler,
Behinderte oder bedürftige Ausländer.
An Großfamilien hat bislang fast nie-
mand gedacht – vielleicht, weil man
Kinderreiche fälschlicherweise nur in
den so genannten bildungsfernen
Schichten vermutet.“ Eine Ausnahme ist
die Universität Duisburg-Essen. Wenn

dort Geschwister eingeschrieben sind,
muss nur einer zahlen. 

Rückendeckung bekommen die Gebüh-
renkritiker vom Münsteraner Rechts-
professor Hans-Wolfgang Waldeyer,
selbst Vater von fünf Kindern. Weil
Eltern gesetzlich dazu verpflichtet
seien, ihre Kinder finanziell zu unter-
stützen „müssen Eltern ihren Sprösslin-
gen auch die geforderten Studienbeiträ-
ge zur Verfügung stellen.“ Eltern könn-
ten sich von der gesetzlichen Unter-
haltspflicht auch nicht mit einem Hin-
weis auf das Kreditangebot des Landes
an die Studierenden befreien. 

Der Aufrührer von Münster

Ganz offensichtlich hofft der Gesetzge-
ber darauf, dass sich die Kredite rein
juristisch genauso einordnen lassen wie
die BAföG-Darlehen: Weil es BAföG
gibt, entfällt die Unterhaltspflicht der
Eltern, und die Schulden bleiben letzt-
lich an den Studenten hängen. Bei Kre-
diten sei das aber anders, sagt Waldeyer.
Nach einem Urteil des Bundesgerichts-
hofs ist die Kreditaufnahme für Studen-
ten nur dann zumutbar, wenn die Inte-
ressen von Eltern und Kindern berück-
sichtigt würden. Für das BAföG trifft
das zu, weil es sich hier um einen Kre-
dit handelt, der zinslos ist und in Raten
zurückgezahlt werden kann. Außerdem
bekommen Kinder nur dann BAföG,
wenn es aufgrund der finanziellen
Situation der Familie nötig sei – und
das sei bei Krediten anders. 

„Wetten, dass die Vergleichbarkeit des
staatlichen Kredits für die Studienbei-
träge mit dem BAföG-Darlehen schei-
tert?“, sagt Waldeyer mit Blick auf
Familien, die gar kein BAföG beantra-
gen können, weil das Einkommen der
Eltern zu hoch ist. In diesen Fällen
könnten sich die Eltern nicht der per-
sönlichen Unterhaltspflicht entziehen –
und müssten die Studiengebühren für
alle Kinder zahlen, so Waldeyer. Im
Gegenteil: Rein juristisch müssten sie
ihrem Nachwuchs ein Studium ohne
Erwerbsarbeit finanzieren und bis zu

hundert Prozent aller Kosten tragen –
einschließlich der Studiengebühren. Im
Zweifelsfall könnten sich Sohn oder
Tochter mit einer Unterhaltsforderung
direkt an die Eltern wenden anstatt sich
den NRW-Kredit aufzuhalsen. 

„Die Studienfinanzierung soll von den
Eltern auf die betroffenen Kinder selber
übergehen“, fordert deshalb der kultur-
politische Sprecher der CDU-Landtags-
fraktion in NRW, Thomas Sternberg.
Wie Waldeyer ist auch er Vater von fünf
Kindern. Die Rechtslage ist aber wo-
möglich nicht so klar und eindeutig,
wie der Politiker möchte. 

Denn mit der Einführung der Studien-
gebühren könnte die Unterhaltspflicht
viele Eltern härter denn je treffen, zum
Beispiel wenn ein Lehrerehepaar zwei,
drei oder mehr Kinder hat. Hans-Wolf-
gang Waldeyers Kritik fällt entspre-
chend harsch aus: „Wenn das alles so
bleibt, werden kinderreiche Familien
zur Melkkuh des angeblich sozialver-
träglichen Studienbeitragsgesetzes.“ 

Die Gebührengegner freuen sich jeden-
falls über einen weiteren juristischen
Hebel, mit dem sie das Bezahlstudium
in NRW zu Fall bringen wollen – einen,
den sie unter Umständen auch bitter
nötig haben, schließlich hat die Cam-
pusmaut am Montag eine weitere wich-
tige Hürde genommen: Das Verwal-
tungsgericht Minden lehnte in einem
Musterprozess eine Klage gegen die Stu-
diengebühren an der Uni Paderborn ab.

Ein Verfahren vor dem Verwaltungsge-
richt Köln ist hingegen noch anhängig.
Hier ist auch eine junge Frau mit zwei
ebenfalls studierenden Geschwistern
unter den Klägern. Wann verhandelt
wird ist noch nicht klar. Doch wenn es
soweit ist, werden die Richter auf jeden
Fall auch über die Frage zu befinden
haben, wie ernst der Staat die Fürsorge
für kinderreiche Familien tatsächlich
nehmen muss. 

Von Hermann Horstkotte 

Spiegel online, 28.3.2007
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Tafelarbeit ade?

Viele ProfessorenInnen schwören auf
die Tafelarbeit, andere lehnen sie ab
und sind auf die neuen multimedialen
Möglichkeiten umgestiegen, die z.B. ein
Notebook (plus Beamer) mit Power-
point bietet. Aber auch der ambitionier-
te „Tafelarbeiter“ kommt heute nicht
mehr ohne die multimedialen Möglich-
keiten aus, wenn er z.B. Animationen
und Videoclips zeigen oder Internetsei-
ten online in die Vorlesung integrieren
will. Ein Wechsel des Mediums (von 
der Tafel zum Notebook/Beamer und
zurück) ist dann unvermeidbar und mit
gewissen Problemen verbunden, z.B.,
wenn die Leinwand vor der Tafel hängt
und immer wieder runter- und hochge-
fahren werden muss.

Es stellt sich für engagierte Professo-
renInnen daher die Frage, ob es nicht
eine Möglichkeit gibt, die Vorteile der
klassischen Tafelarbeit mit den Möglich-
keiten des modernen multimedialen
Zeitalters „verlustfrei“ zu verbinden. An
dieser Stelle kommt der Tablet-PC ins
Spiel.

Der Autor, ein überzeugter Anhänger
von Tafelarbeit wegen der damit ver-
bundenen didaktischen Vorteile, setzt
seit dem Sommersemester 2006 in allen
seinen Vorlesungen einen Tablet-PC
(plus Beamer) als Ersatz für den Tafel-
anschrieb ein und möchte im Folgen-
den berichten, welche Vor- und Nach-
teile dieses neuartige Konzept in der
Präsenzlehre bietet.

Arbeiten mit einem Tablet-PC

Ein Tablet-PC hat im Prinzip die gleiche
Funktionalität wie ein Notebook und
besitzt eine Tastatur. Zusätzlich ist es
möglich, das (senkrecht aufgeklappte)
Display um 180° zu drehen und
anschließend, mit dem Bildschirm nach
oben, auf die Tastatur zu klappen, so
dass der Tablet-PC mit einem Eingabe-
stift bedient und wie ein Notizblock
benutzt werden kann (Bild 1).

Ein induktiver Digitizer erfasst die Stift-
bewegung. Im Gegensatz zu einem
Touchscreen ist der Bildschirm dadurch
berührungsunempfindlich, d.h. der
Handballen kann beim Schreiben auf
dem Bildschirm liegen, ohne die Erken-
nung zu stören. Allerdings ist die Bedie-
nung damit (z.B. im Gegensatz zu
einem PDA) ausschließlich mit einem
passenden Stift möglich, den man des-
halb auch nicht zu Hause liegen lassen
darf! (Sinnvoll: Reservestift). Als
Betriebssystem kommt eine erweiterte
Version von Windows XP zum Einsatz,
die Windows XP Tablet PC Edition
2005. Auf dem Markt gibt es Tablet-PCs
von Acer, Asus, HP, IBM, Medion, Pana-
sonic, Toshiba und andere mehr. 

Hermann Merz
Hochschule Mannheim
Fakultät für Elektrotechnik
Windeckstr. 110
68163 Mannheim

Hermann Merz
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Bild 1: Tablet-PC



Bedienung von Programmen 
und Texteingabe

Zunächst ersetzt der Stift die Maus: Ein-
faches Tippen auf dem Bildschirm ent-
spricht einem Mausklick, doppeltes 
Tippen einem Doppelklick. Der rechte
Mausklick wird durch Drücken einer
Taste am Stift und Tippen auf den Bild-
schirm realisiert.

Das eigentlich besondere beim Tablet-
PC ist jedoch die Möglichkeit der Text-
eingabe mit dem Stift. Die Idee des
(Windows XP) Tablet-PCs ist, dem
Benutzer mit dem Stift auf dem Bild-
schirm das Gefühl zu geben, er würde
mit Stift und Papier arbeiten. Dafür
errechnet das System aus der Stiftspur
auf dem Bildschirm Bézierkurven, die
das Geschriebene mathematisch reprä-
sentieren. Anschließend werden die
Kurven gerendert auf dem Display
angezeigt. Dadurch entsteht das Gefühl,
man würde auf dem Bildschirm zeich-
nen.

Um diese Art der Eingabe nutzen zu
können, werden spezielle Anwendun-
gen benötigt. Bei der Tablet-PC-Edition
von Windows XP ist das Programm
„Microsoft Journal“ bereits enthalten,
welches Schreiben und Zeichnen wie
auf einem normalen Block Papier
ermöglicht und darüber hinaus die
gewohnten Möglichkeiten von Compu-
terprogrammen bietet, also: Durchsu-
chen, Rückgängigmachen, Kopieren,
Format ändern, Stiftfarbe und -breite
ändern, Verschieben, Skalieren usw. 
Bild 3 zeigt einen Anschrieb des Autors
in der Vorlesung Grundlagen der Elek-
trotechnik 2.

Der „Journal Viewer“ (auf den Web-
seiten von Microsoft frei verfügbar)
ermöglicht die Anzeige von Journal-
Dateien auch auf Nicht-Tablet-PCs.

Die klassische Tafelarbeit spielt in der Lehre noch immer eine wichtige Rolle und nicht selten wird in

Bewerbungsverfahren explizit verlangt, dass wesentliche Inhalte der Probevorlesung an der Tafel präsen-

tiert werden sollen. Der Autor zeigt die neuen Möglichkeiten in der Lehre durch den Einsatz eines 

Tablet-PC.

Alternativ kann das Journaldokument
in ein PDF-Dokument umgewandelt
werden, das mit dem frei verfügbaren
Programm „Acrobat Reader“ von Adobe
gelesen und gedruckt werden kann.
Diese Methode wird vom Autor bevor-
zugt.

Freihandeingaben können auch in Text
umgewandelt und in anderen Program-
men als normaler Text weiterverarbeitet
werden. Je nach Ansatz geschieht dies
automatisch im Hintergrund oder auf
Benutzeranforderung hin. Hierfür gibt
es alternativ zu einer virtuellen Tastatur
ein Handschrifteingabefenster, welches
bei Bedarf eingeblendet wird. Dort wer-
den die vom Benutzer handgeschriebe-
nen Worte in Echtzeit erkannt und
anschließend per Klick auf die Schaltflä-
che Einfügen an die wartende Anwen-
dung, z.B. „Microsoft Word“ übergeben.
Diese Möglichkeit kann z.B. bei Bespre-
chungen zur Online-Erstellung von Pro-
tokollen verwendet werden. In Verbin-
dung mit einem W-LAN kann das
online erstellte Protokoll am Ende der
Besprechung als E-Mail-Anhang an alle
Teilnehmer versendet werden.

Ablauf einer Vorlesung

Schmutzige Hände, Kleider und Schuhe,
Schreiben auf feuchten oder gar nassen
Tafeln, vergessene Wischer, fehlende
weiße oder bunte Kreide, beim Umklap-
pen oder Runterschieben verdeckte und
von hinten nicht einsehbare Bereiche
der Tafel u.a.m. gehören nun der Ver-
gangenheit an!

Ein Notebook (bzw. künftig ein Tablet-
PC) gehört heutzutage bereits zur Stan-
dardausrüstung von ProfessorenInnen
und in vielen Hörsälen sind Beamer
bereits fest installiert.

Statt Tafelwischen zu Beginn der Vorle-
sung muss jetzt nur der Tablet-PC mit
dem Beamer verbunden und das Pro-
gramm „Microsoft Journal“ gestartet
werden.

Ein Rückblick auf die Inhalte der ver-
gangenen Vorlesung ist durch Aufrufen
der gespeicherten Journaldokumente
problemlos möglich. Da die Leinwand
wesentlich besser einsehbar ist als die
Tafel, können auch die Studierenden in
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Bild 3: 
Handschriftliche Eingabe 
von Text
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schreiben. Hier hat natürlich auch
immer eine Anpassung der Schreibge-
schwindigkeit des Dozenten an die
„Abschreibgeschwindigkeit“ der Studie-
renden zu erfolgen – wie bei der klassi-
schen Tafelarbeit auch.

Der alles überragende Vorteil des Lein-
wandanschriebs mit dem Tablet-PC ist
aber die Archivierbarkeit des Geschrie-
benen. Findige Dozenten haben in der
Vergangenheit den Tafelanschrieb vor
dem Abwischen mit einer Digitalkamera
fotografiert und die Bilder im Internet
verfügbar gemacht. Dieses ist nun nicht
mehr nötig, denn das Journaldokument
wird am Ende der Vorlesung abgespei-
chert, ggf. in ein PDF-Dokument umge-
wandelt und über das an der Hochschu-
le Mannheim hervorragend funktionie-
rende und in allen Hörsälen verfügbare
W-LAN direkt in die Lehr- und Lern-
plattform ANGEL hoch geladen. Wenn
die Studierenden zu Hause angekom-
men sind, können Sie sich den Origi-
nalanschrieb des Dozenten down-
loaden, ggf. mit der eigenen Mitschrift
vergleichen und den Lernstoff nachar-
beiten.

Da die Dokumentation des Anschriebs
auf diese Weise problemlos gesichert ist,
verzichten viele Studierende darauf, in
der Vorlesung mitzuschreiben, und kon-
zentrieren sich stattdessen viel stärker
auf das Mitdenken und das Stellen von
Fragen.

Fazit

Der Autor kann den Umstieg von klassi-
scher Tafelarbeit auf Leinwandanschrieb
mit Tablet-PC und Beamer nur wärms-
tens empfehlen. Was es für die Lehre
bringt, können am besten die Studie-
renden selbst beurteilen. Hier einige
freie Kommentare zum Punkte Unter-
lagen/Skript aus den Evaluationsfrage-
bögen des Sommersemesters 2006:

■ Anschrieb per Tablet-PC sehr gut.
■ Der Einsatz von Laptop + Beamer ist

super.
■ Bereitstellung der Anschriebe in

ANGEL erleichtert die Nacharbeit der
Vorlesung und die Klausurvorberei-
tung.

■ Anschriebe in ANGEL – gute Idee,
man kann sich voll auf die Vorlesung
konzentrieren.

■ Anschrieb in ANGEL abrufbar: Gut
zur Überprüfung und Korrektur der
eigenen Mitschrift.

■ Tablet-PC bitte weiterempfehlen. Es
sollten mehr Profs auf Tablet-PC
umsteigen. ■

Literatur:

[WIKIPEDIA06]
http://de.wikipedia.org/wiki/Tablet_PC
[NETZWELT06]
http://www.netzwelt.de/news/71776-tabletpc-
und-notebook-in-einem.html

den hinteren Bänken das Geschriebene
problemlos sehen. Schreibfehler können
leicht korrigiert werden, denn der Stift
besitzt am anderen Ende einen „Radier-
gummi“. Der Wechsel von Farben und
die Verwendung eines Textmarkers zum
Unterstreichen wichtiger Formeln oder
Textpassagen sind per Stift-Tipp sehr
schnell möglich.

Der Kontakt zum Auditorium ist sehr
gut, denn man schreibt nicht mehr
„mit dem Rücken“ zum Publikum, wie
es bei der klassischen Tafelarbeit der Fall
ist. Bilder, Videos und Internetseiten
können durch Aufrufen anderer Pro-
gramme schnell und ohne Zeitverlust in
die Vorlesung „eingeblendet“ werden.
Wenn auf einen bestimmten Sachver-
halt auf der Leinwand noch mal genau-
er eingegangen werden muss, kann
man mit dem in die Beamerfernbedie-
nung integrierten Laserpointer auf die
gerade besprochenen Textstellen zeigen.
(Ein Verwenden des Stifts empfiehlt
sich nicht, denn der Schreibpunkt ist
viel zu klein.)

Wenn die Schrift des Dozenten nicht
allzu groß ist, das Geschriebene in
geeigneten zeitlichen Abständen stetig
nach oben gescrollt wird und auf den
unteren Teil des Bildschirms geschrie-
ben wird, bleibt für die Studierenden
genügend Zeit, das bisher Geschriebene
im oberen Teil des Bildschirms abzu-
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Forscherinnen in Deutschland
selten

Bei allem Wissensdurst, den Mädchen
und junge Frauen an Schulen und
Hochschulen an den Tag legen – die
erworbenen Kenntnisse auch im Job
anzuwenden, gelingt offenbar nur weni-
gen. Nahezu in ganz Europa sind Frau-
en in Forschungspositionen in Industrie
und öffentlichen wissenschaftlichen
Einrichtungen unterrepräsentiert.
Besonders schlecht sieht es in Deutsch-
land aus.

Frauen stellen zwar deutlich mehr als
die Hälfte der Abiturienten und haben
beim Studium zahlenmäßig mit den
Männern gleichgezogen. Die entspre-
chenden Jobs streben sie aber offen-
sichtlich noch nicht im gleichen Maße
an oder bekommen sie nicht, wie Daten
der Europäischen Kommission nahe-
legen:

In der Europäischen Union hatten 
Frauen im Jahr 2005 nur 18 Prozent
aller Forschungspositionen in der priva-
ten Wirtschaft inne – im öffentlichen
Bereich war der Anteil mit 35 Prozent
fast doppelt so hoch.

Am stärksten sind die Forscherinnen in
den baltischen Staaten und einigen ost-
europäischen Ländern aktiv – in Lett-
land stellen sie etwa die Hälfte des For-
schungspersonals. Auch die EU-Südlän-
der Griechenland, Portugal und Spanien
setzen auf den weiblichen Sachver-
stand. Schlusslichter sind hingegen Top-
Dienstleistungsnationen wie Luxem-
burg, Österreich oder die Niederlande.
Im Polderstaat waren zuletzt gerade mal
neun Prozent der Forschungsstellen in
Unternehmen mit Frauen besetzt.
Deutschland hat mit 
12 (Unternehmen) bzw. 25 Prozent
(Hochschulen) in Sachen Forscherinnen
ebenfalls noch einiges nachzuholen.

Die Firmen tun sich nicht unbedingt
einen Gefallen damit, dass sie die Frau-
en außen vor lassen. Laut einer EU-Stu-
die verbessern Unternehmen, die viele
Frauen beschäftigen, häufig ihre wirt-
schaftliche Erfolgsbilanz. Die EU-Exper-
ten empfehlen deshalb ein ganzes Maß-

nahmenbündel, um mehr Frauen in
Forschungsjobs zu bringen. Die Mit-
gliedsstaaten sollen mehr junge Frauen
zum Studium naturwissenschaftlicher
und technischer Fächer ermuntern und
die Rahmenbedingungen für die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf ver-
bessern.

Einiges tut sich hierzulande bereits:
Über Initiativen wie den jährlich veran-
stalteten Girls Day sollen junge Mäd-
chen für Technik und Co. begeistert
werden. Und in Sachen Vereinbarkeit
haben manche Unternehmen schon
ihre Hausaufgaben gemacht – sie bieten
flexible Arbeitszeiten oder Telearbeit,
leisten Unterstützung bei der Kinder-
betreuung und praktizieren eine Perso-
nalpolitik, die die Belange von Frauen
besonders berücksichtigt.

Eine gute Fundgrube für derlei Unter-
nehmensbeispiele in Deutschland ist
dabei die Internet-Plattform Total 
E-Quality (www.total-e-quality.de). 
Dies ist eine Initiative zur Förderung
der Chancengleichheit in Wirtschaft,
Wissenschaft, Politik und Verwaltung.
Sie wurde im Jahr 1996 von Unterneh-
men, Sozialpartnern und zwei Bundes-
ministerien gegründet.

iwd Nr. 15 vom 12.04.07

Fachhochschulen leisten ange-
wandte Spitzenforschung

Projektstart der Förderrunde 
FHprofUnd

Frühzeitige Hochwasserwarnungen
durch ein Sensorsystem, das die Feuch-
tigkeit im Boden misst. Leuchtende
Kleidungsstücke, die auch als Bild-
schirm dienen. Oder wirksame Lebens-
mittelkontrollen durch Biosensoren, die
Schadstoffe erkennen. Diese Projekte

sind Beispiele für Innovationen aus der
Zusammenarbeit von Fachhochschulen
und regionalen Unternehmen, die 2007
im Rahmen des Förderprogramms
„FHprofUnd“ durch das Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung
(BMBF) gefördert werden.

In der Förderrunde 2007 finanziert das
BMBF über 100 Projekte mit einer Lauf-
zeit von bis zu drei Jahren und einem
Gesamtvolumen von rund 23 Millionen
Euro. Schwerpunkt des Programms ist
die Förderung von innovativen und
anwendungsbezogenen Verbundvorha-
ben der Fachhochschulen mit Unter-
nehmen, vor allem mit kleinen und
mittleren Unternehmen in der Region.
Insbesondere in den Bereichen Inge-
nieurwissenschaften, Naturwissenschaf-
ten und Wirtschaft arbeiten Wissen-
schaft und Wirtschaft eng zusammen,
wodurch das Know-how beider Seiten
schnell in Innovationen und vor allem
in Produkte fließen kann. Das BMBF
will deshalb die Mittel für die For-
schung an Fachhochschulen bis 2008
auf jährlich 30 Millionen Euro verdrei-
fachen.

Weitere Programme im Rahmen der
Forschungsförderung an Fachhochschu-
len richten sich beispielsweise an den
Ingenieurnachwuchs. Mit „ING-Nach-
wuchs“ will das BMBF die Kompetenzen
der Fachhochschulen in der ingenieur-
wissenschaftlichen Forschung und
Lehre nutzen. Mit dem Programm 
„Profil NT“ soll vor allem die erfolg-
reiche Beteiligung von Fachhochschu-
len in den themenorientierten Fachpro-
grammen des BMBF nachhaltiger aus-
gestaltet werden.

Nähere Informationen zur Förderrunde
2007 FHprofUnd erteilt der Projektträ-
ger AiF, Arbeitsgemeinschaft industriel-
ler Forschungsvereinigungen „Otto von
Guericke“ e. V., Hauptgeschäftsstelle,
Bayenthalgürtel 23, 50968 Köln, 
Telefon: 0221 / 37680-0, 
Fax: 0221 / 37680-27.

BMBF
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Nunmehr urteilte das Bundesverwal-
tungsgericht (BVerwG, Urt. v. 17.6.2004
– 2 C 34/02), dass gestützt auf diese ver-
fassungsgerichtliche Entscheidung
Gerichte den Dienstherrn zu höheren
Zahlungen verurteilen dürfen, so lange
eine gesetzliche Regelung aussteht.

Die Entscheidung gilt auch nach der
Föderalismusreform fort, wenn nun
auch die Länder die Gesetzgebungskom-
petenz im Besoldungsrecht haben.

Inzwischen sind zahlreiche Verwal-
tungsgerichte erster Instanz den ent-
sprechenden Anträgen gefolgt. Dabei
wurden auch Ansprüche aus dem Jahr
2005 angenommen, obwohl hier ein
Systemwechsel im Sozialhilferecht zu
verzeichnen war (VG Hannover, Urt. 
v. 16.11.2006 – 2 A 1362/05).

Auch Oberverwaltungsgerichte ent-
scheiden offenbar in diese Richtung
(OVG Münster, Urt. v. 15.1.2007 – 
1 A 3433/05).

Daher scheint es zur Rechtswahrung für
kinderreiche Beamte angezeigt, bei dem
jeweiligen Landesbesoldungsamt einen
Antrag auf Erhöhung der kinderbezoge-
nen Bezügebestandteile für ein drittes,
viertes oder jedes weitere Kind zu stel-
len.

Dieser Antrag könnte jetzt noch für
einen rückliegenden Zeitraum seit dem
Haushaltsjahr 2003 greifen, wenn sich
die Entscheidung des VG Hannover
(Urt. v. 16.11.2006 – 2 A 1362/05)
durchsetzt.

Es ist allerdings zu erwarten, dass das
jeweilige Versorgungsamt hierzu einen
anderen Standpunkt einnimmt. 

Die konkrete Unteralimentierung rich-
tet sich nach dem Vergleich des Diffe-
renzbetrages zwischen einem pauscha-
lierten und typisierten Beamteneinkom-
men einer vierköpfigen Familie und
dem Einkommen eines Beamten mit
höherer Kinderzahl derselben Beamten-
gruppe, ebenfalls unter pauschalieren-
der, typisierender Betrachtung mit dem
Betrag von 115% das sozialrechtlichen

Das häusliche Arbeitszimmer

Ab dem 1.1.2007 wird ein häusliches
Arbeitszimmer nur noch dann steuer-
lich anerkannt, wenn es den Mittel-
punkt der gesamten betrieblichen und
beruflichen Tätigkeit darstellt. Nur in
diesem Fall sind die Kosten für ein
häusliches Arbeitszimmer weiterhin in
unbegrenzter Höhe in der Steuererklä-
rung absetzbar. Dazu gehören dann
auch Kosten für Teppich, Renovierung
Arbeitszimmer usw. Dies gilt auch bei
einer Tätigkeit im Außendienst, wenn
der Schwerpunkt der gesamten Tätigkeit
im häuslichen Arbeitszimmer liegt. In
allen anderen Fällen lassen sich die Kos-
ten für ein steuerliches Arbeitszimmer
nicht mehr absetzen. 

Nicht betroffen sind davon Kosten für
Arbeitsmittel und hierfür verwendete
Einrichtungsgegenstände. Auch wenn
das Arbeitszimmer steuerlich nicht
mehr absetzbar ist, so können weiterhin
Aufwendungen für Einrichtungs-
gegenstände in der Steuererklärung
abgesetzt werden, wenn diese Gegen-
stände so gut wie ausschließlich für
berufliche Zwecke verwendet werden.
Beispiele: Schreibtisch, Schreibtisch-
stuhl, Schreibtischlampe, Bücherregal,
Beistelltisch, Computertisch. Dabei ist
es gleichgültig, wo sich die Gegenstän-
de in der Wohnung befinden.

Sofort in der Steuererklärung absetzbar
sind derartige Möbel und Einrichtungs-
gegenstände, wenn der Kaufpreis inklu-
sive Mehrwertsteuer nicht mehr als 
410 Euro plus Mehrwertsteuer aus-
macht, somit 487,90 Euro bei einem
Mehrwertsteuersatz von 19%. 

Die Neuregelungen betreffen das häus-
liche Arbeitszimmer. Die Vermietung
eines Raumes an den Arbeitgeber ist
hiervon nicht betroffen. Die Anerken-
nung eines derartiges Mietvertrages
bedingt, dass die Vermietung vorrangig
im betrieblichen Interesse des Arbeit-
gebers liegt. Sofern ein solcher Vertrag
echt durchgeführt und auch steuerlich
anerkannt wird, handelt es sich nicht
um ein häusliches Arbeitszimmer, son-
dern um einen Büroraum des Arbeit-
gebers. Die Mietzahlungen des Arbeit-

gebers sind steuerpflichtige Einnahmen
aus Vermietung und Verpachtung für
den Vermieter und die Kosten für den
vermieteten Raum („das Arbeitszim-
mer“) sind als Werbungskosten bei der
gleichen Einkunftsart (Vermietung und
Verpachtung) steuerlich absetzbar. 

Mitglieder fordern das hierzu ergangene
Schreiben des BMF vom 3.4.2007 online
unter hlb@hlb.de an.

Hubert Mücke

Kinderreiche Beamte

Beamte mit drei oder mehr Kindern
können auch nach der aktuellen
Rechtslage Ansprüche auf höhere kind-
bezogene Bezügebestandteile geltend
machen.

Grundlegend entschied das Bundesver-
fassungsgericht zunächst, dass die gel-
tende Besoldungsrechtslage nicht dem
hergebrachten Grundsatz der angemes-
senen Alimentation entspricht (BVerfG,
Beschl. v. 22.03.1990 – 2 BvL 1/86).

Später wurde durch das Bundesverfas-
sungsgericht festgestellt, dass der
Gesetzgeber diesen Mangel nicht hinrei-
chend behoben hat (BVerfG, Beschl. 
v. 24.11.1998 – 2 BvL 26/91). Diese Ent-
scheidung enthielt zugleich eine Frist
an den Gesetzgeber zum 1.1.2000 und
eine Vollstreckungsanordnung, für den
Fall, dass die verfassungsrechtlichen
Maßstäbe durch den Gesetzgeber nicht
bis Ende 1999 umgesetzt werden.

Die Worte des Verfassungsgerichts
waren: „Kommt der Gesetzgeber dem 
nicht nach, so gilt mit Wirkung vom
1. Januar 2000: Besoldungsempfänger
haben für das dritte und jedes weitere
unterhaltsberechtigte Kind Anspruch auf
familienbezogene Gehaltsbestandteile in
Höhe von 115 v.H. des durchschnittlichen
sozialhilferechtlichen Gesamtbedarfs eines
Kindes, der sich nach Maßgabe der Gründe
zu C. III. 3. errechnet.“
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Existenzminimums für Kinder. Der
daraus resultierende Betrag kann einge-
fordert werden. 

Erik Günther

Verbreitung von Vorlesungs-
skripten

Bei der Erarbeitung eines Vorlesungs-
manuskripts ist es ratsam, auf die ver-
wendeten Quellen hinzuweisen, insbe-
sondere wenn eine Weitergabe an Stu-
dierende als Kopiervorlage bzw. Skript
vorgesehen ist. Schutzwürdig im Sinne
des Urheberrechts sind insbesondere
Grafiken, Schaubilder, Tabellen und
Check-Listen. Schutzfähig sind auch
Zeichnungen, Pläne, Karten und plasti-
sche Darstellungen. Sie müssen einen
wissenschaftlichen Inhalt zum Aus-
druck bringen. Dabei genügt es, wenn
die Darstellung geeignet ist, über wis-
senschaftliche Gegenstände im weiteren
Sinn zu belehren und zu unterrichten
und Ausdruck individueller Geistestätig-
keit ist. 

Dagegen ist der Inhalt eines Werkes
nicht geschützt, da mit wissenschaft-
lichen Erkenntnissen auf andere Weise
nicht gearbeitet werden könnte. Die
Verwendung von Großzitaten ist zuläs-
sig. Aber auch sie setzen die Nennung
der Quelle voraus. Bei Anlehnung an
eine einzige grundlegende Literatur
kann darüber hinaus eine urheberrecht-
lich relevante Übereinstimmung hin-
sichtlich der Einteilung und Anordnung
des Stoffes eintreten.

Wird ein Skript den Studierenden zum
Erwerb angeboten, so ist das Verbrei-
tungsrecht des Urhebers zu berücksich-
tigen. Das Skript muss also ein selbst-
ständiges Werk darstellen. Hinsichtlich
des zu Grunde zu legenden Preises ist
darauf zu achten, dass dieser so ange-
setzt ist, dass er wesentlich unterhalb
der Kosten einer Anschaffung von
grundlegender Literatur liegt.

Hubert Mücke

Zielvereinbarungen in der 
W-Besoldung

Die Gewährung von Berufungs-Leis-
tungsbezügen kann auch mit einer Ziel-
vereinbarung verknüpft werden. Dabei
sollte die Zielvereinbarung schriftlich
fixiert werden, z.B. als Bestandteil der
Berufungsvereinbarung. Beurteilungskri-
terien, -verfahren und -zeitraum sollten
detailliert und konkret festgeschrieben
werden. Grundsätze hierzu sollten in
der Hochschulsatzung zur Vergabe von
Leistungsbezügen der W-Besoldung fest-
gelegt werden. 

Als best practice kann gelten:
■ Die Ziele möglichst konkret, 

ergebnisorientiert und quantifiziert
vereinbaren, z.B. „jährliche Einwer-
bung von Drittmitteln in Höhe von
10.000,- Euro“.

■ auf qualitative Ziele möglichst quan-
titative und erfolgsorientierte Ersatz-
maßstäbe anwenden, z.B. „mehr als
zwei Veröffentlichungen in einschlä-
gigen Fachzeitschriften“ anstatt „Ver-
stärkung der Forschungsaktivitäten“.

■ Bei qualitativen Zielen den Leistungs-
standard definieren, z.B. „Verbesse-
rung der Beratungsqualität für Stu-
dierende am Anfang des Studiums!“
Leistungsstandard: „Die Studierenden
kennen nach dem Beratungsge-
spräch, das in den ersten vier
Wochen des Studiums durchgeführt
wird, den Studienablauf und die not-
wendigen Prüfungen und Prüfungsar-
ten.“ Hierbei ist zu beachten, dass die
Bewertung qualitativer Ziele nur wis-
senschaftsadäquat erfolgen kann.

■ Innerhalb der Zielvereinbarung die
Folgen der Nichterreichung bzw. der
nur teilweisen Erreichung ausdrück-
lich vereinbaren. Gegebenenfalls ist
eine Streitschlichtungsstelle im Kon-
fliktfall zu vereinbaren. 

■ Anpassung der Zielvereinbarung an
veränderte Umstände über § 60
VwVfG: „(1) Haben die Verhältnisse,
die für die Festsetzung des Vertrags-
inhalts maßgebend gewesen sind,
sich seit Abschluss des Vertrags so
wesentlich geändert, dass einer Ver-
tragspartei das Festhalten an der

ursprünglichen vertraglichen Rege-
lung nicht zuzumuten ist, so kann
diese Vertragspartei eine Anpassung
des Vertragsinhalts an die geänderten
Verhältnisse verlangen oder, sofern
eine Anpassung nicht möglich oder
einer Vertragspartei nicht zuzumuten
ist, den Vertrag kündigen.“ Welche
Vereinbarung hätten die Parteien in
Kenntnis der geänderten Sachlage
getroffen? 

Bei der Zielformulierung ist zu beach-
ten: Ziele realistisch, aber herausfor-
dernd festsetzen. Ziele müssen mit 
Art. 5 Abs. 3 GG (Freiheit von For-
schung und Lehre) in Einklang stehen.
Wer Ziele erfüllen soll, braucht eine
Einheit aus Aufgaben, Verantwortung
und Entscheidungskompetenz.

Vorgehensweise am Ende der Zielperi-
ode:
■ eigene Einschätzung der Zielerrei-

chung
■ Darlegung der möglichen Ursachen

für Abweichungen
■ Aufforderung für Verbesserungsmög-

lichkeiten
■ Abgleich der Sicht von der Zielerrei-

chung
■ Besprechung der Probleme bei der

Zielerreichung
■ Ableitung von notwendigen Verände-

rungen in der neuen Zielperiode.

Mehr dazu und zu aktuellen Trends in
der W-Besoldung an Fachhochschulen
und zum Vergleich an Universitäten
während des Seminars „Aktuelle Trends
der W-Besoldung“, das am Freitag, dem
1. Juni 2007 an der Technischen Fach-
hochschule Berlin stattfindet. Pro-
gramm und Anmeldung auf
www.hlb.de, Seminare

Hubert Mücke



Prozesslandkarte 
für Hochschulen

Angeregt durch eine Diskussion mit
unserem Kanzler Dr. Uli Fiedler
beschloss ich im Sommersemester 2006,
das Instrumentarium des Geschäftspro-
zessmanagements, insbesondere der
Prozesslandkarte, auf unsere Hochschu-
le anzuwenden. Entscheidend war für
mich, dass unsere wichtigsten Stakehol-
der aus den Studiengängen – die Studie-
renden – eingebunden werden sollten,
denn ihre Sichtweise über Wertschöp-
fung an unserer Hochschule interessier-
te mich ganz besonders. Deshalb wählte
ich ein Projektseminar mit 25 Studie-
renden des 8. Semesters im Studiengang
„Informationsmanagement und Unter-
nehmenskommunikation“ aus. Ziel des
Projektseminars war es, eine Prozess-
landkarte mit ihren untergeordneten
Prozessen für unsere Hochschule zu
erarbeiten. Diese Prozesslandkarte gab
gleichzeitig die Struktur für das neue
FH-Intranet vor, das im Rahmen des
Projektes prototypisch durch die Studie-
renden implementiert wurde. Die Stu-
dierenden haben ihre Aufgaben mit
Feuereifer wahrgenommen. Das im Stu-
dium Erlernte anzuwenden und umzu-
setzen – im Rahmen eines Projektes an
der eigenen Hochschule – war für sie
eine große Herausforderung und sie
haben diese mit Bravour gemeistert.

Ebenso war es uns ein sehr wichtiges
Anliegen, die Verwaltung in die Ent-
wicklung der Prozesslandkarte einzubin-
den. Meiner persönlichen Meinung
nach ist das Potenzial der Hochschul-
verwaltungen in Bezug auf Dienstleis-
tungsqualität noch nicht vollständig
ausgeschöpft. Dieser Beitrag zur Wert-
schöpfung ist wenig bekannt und wird
dem entsprechend von der Professoren-
schaft nicht ausreichend gewürdigt.
Unser Kanzler Dr. Uli Fiedler unterstütz-

te unser Projekt mit großem Engage-
ment und ermöglichte uns zahlreiche
Interviews mit Verwaltungsmitarbeite-
rinnen und -mitarbeitern, die uns sehr
aufgeschlossen begegneten. Mehr noch:
das Studien- und Infocenter überraschte
uns mit einigen dokumentierten Abläu-
fen in ihrem Referat. 

Die Ansichten von Studierenden und
Verwaltung sind in den vorliegenden
Beitrag eingeflossen. Dieser Beitrag
muss sich allerdings auf einige wenige
Modelle zur Illustration des Prinzips der
Prozesslandkarte beschränken. 

Prozesslandkarte

Prozesslandkarten werden heute in
Industrie und Verwaltung verwendet,
um einen schnellen Überblick über die
Prozesse einer Organisation zu geben.
Sie fokussieren auf die wesentlichen
Abläufe. Prozesslandkarten zeigen auch
auf, wie die einzelnen Abläufe in Orga-
nisationen zueinander stehen. [1]

Die Urform der Prozesslandkarte findet
sich in den grundlegenden Arbeiten
von Michael Porter wieder, der bereits
in den 80er Jahren das Diagnoseinstru-
ment der Wertkette in Unternehmen
anwendete. Die so genannte Wertkette
gliedert eine Organisation in die Tätig-
keiten, die diese zum Entwurf, zur Her-
stellung und zum Absatz ihrer Leistun-
gen verfolgt. Die Wertkette erlaubt es,
Differenzierungsquellen gegenüber
Wettbewerbern und Kostenvorteile in
der Organisation zu ermitteln. Porter
unterscheidet zwischen primären Akti-
vitäten sowie unterstützenden Aktivitä-
ten. [2]
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Heutige Prozesslandkarten greifen diese
strategischen Überlegungen auf und
weiten den Ansatz auf das Prozess-
management und sein Instrumentarium
aus. Im Rahmen des Prozessmanage-
ments werden Abläufe in der Organisa-
tion modelliert, analysiert, neu gestal-
tet, ausgeführt, überwacht und kontinu-
ierlich verbessert. [3] Damit soll insbe-
sondere das kundenfeindliche Abtei-
lungs-/Referatsdenken überwunden wer-
den, um alle Abläufe am Kunden und
seinen Bedürfnissen auszurichten. 
Darüber hinaus soll Transparenz für alle
Akteure darüber bestehen, wie sich ein-
zelne Arbeitsschritte zur Gesamtleistung
zusammenfügen. [4] 

Prozesstransparenz

Die Stakeholder einer Hochschule sind
beispielsweise Bewerber, Studierende,
Unternehmen und Partneruniversitäten.
Sie alle können kein physisches Produkt
an einer Hochschule erwerben, dessen
Qualität sie beschauen oder bemessen
können. Unsere Studierenden beispiels-
weise besuchen – seit dem Sommer-
semester 2007 in einigen Bundeslän-
dern gegen Entrichtung von Studienbei-
trägen – Lehrveranstaltungen, um dort
Informationen zu erhalten und Wissen
aufzubauen. Sie beeinflussen allerdings
die Lehrveranstaltungen und deren
Qualität durch ihr eigenes Vorwissen
sowie durch ihre eigene Mitarbeit. Das
Ergebnis ist jeweils hochindividuell.
Ebenfalls ist hervorzuheben, dass jede
Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter mit
Kundenkontakt Einfluss auf die „Kun-
den“zufriedenheit hat. 

Eine Prozesslandkarte dient dazu, alle Prozesse einer Hochschule überblicksartig abzubilden. Somit kön-

nen sich alle Akteure einer Hochschule – Studierende, Dozenten und Verwaltungspersonal – mit ihren

Leistungen einordnen und ihren Beitrag zur zentralen Wertschöpfung in Forschung und Lehre ersehen.

Die Prozesslandkarte verweist auf untergeordnete Prozesse, die ebenfalls abgebildet und modelliert

werden.

Aus diesem Grund ist im Dienstleis-
tungsbereich die Beherrschung der Pro-
zesse besonders wichtig [5], da zumin-
dest diese für Studierende und andere
Stakeholder anschaulich gemacht wer-
den können. Die Prozesse beschreiben
anschaulich, was zur Erstellung der
Dienstleistung nötig ist und wie in der
Hochschule gearbeitet wird, um die
Kundenzufriedenheit sicherzustellen.
Kundenkontakt haben sowohl Lehre als
auch Verwaltung, weshalb alle Hoch-
schulmitglieder für die Qualität einer
Hochschule sowie für das Gesamtpro-
dukt „Studium“ stehen. 

Prozessarten 

Geschäftsprozesse werden nach ihrer
Nähe zum Kerngeschäft in drei Prozess-
arten eingeteilt. Sie können formal auf
unterschiedlichen Detaillierungsebenen
beschrieben werden. [6]

Der Leitungsprozess gibt die strategische
Ausrichtung der Organisation vor. Er
bildet die Klammer über Wertschöp-
fungsprozesse und Unterstützungs-
prozesse. 

Wertschöpfungsprozesse, auch Kernpro-
zesse genannt, machen das „Geschäft“
der Organisation aus und werden von
allen Beteiligten wahrgenommen. Es
sind diejenigen Prozesse, die Kunden
und andere Stakeholder spontan mit
einer Organisation verbinden. Ideal
konfigurierte Wertschöpfungsprozesse
machen die Individualität und damit
auch die Wettbewerbsfähigkeit einer
Organisation aus.

Unterstützungsprozesse tragen zur
Wertschöpfung mittelbar bei. Vom Lei-
tungsabnehmer werden die unterstüt-
zenden Aktivitäten am wenigsten wahr-
genommen. Sie sind jedoch unerläss-
lich, um die Wertschöpfung zu erbrin-
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Hochschulen haben zwei zentrale Wert-
schöpfungsprozesse: Forschung und
Lehre. Auch den Fachhochschulen
kommt vermehrt die Rolle von For-
schungseinrichtungen zu, wobei an-
wendungsorientierte Forschung sowie
der Technologietransfer im Vordergrund
stehen. Im Rahmen der Forschung gilt
es, relevante Forschungsfelder zu identi-
fizieren, Forschungsmittel zu akquirie-
ren, die Projekte durchzuführen sowie
deren breite Verwendung durch For-
schungstransfer sicherzustellen.

Der Wertschöpfungsprozess „Lehre“ ori-
entiert sich entlang eines idealtypischen
Zyklus, der sich vom Hochschulmarke-
ting über die Hochschulausbildung bis
hin zu Alumni-Aktivitäten für die Stu-
dierenden erstreckt. Der Prozess beginnt
mit dem Bewerbermarketing, um leis-
tungsbereite Studierende für die Hoch-
schule zu gewinnen und endet mit der
erfolgreichen Immatrikulation der Stu-
dierenden. Nach der Immatrikulation
gilt es, den Vorlesungsbetrieb zu mana-
gen und insbesondere die Qualität der
Lehre zu sichern. Ebenso müssen Prakti-
kantinnen und Praktikanten betreut
werden. Die Sicherstellung des Prü-
fungsbetriebs beginnt mit der Anmel-
dung zur Prüfung und endet mit der
Veröffentlichung der Prüfungsergebnis-
se bzw. mit der Beilegung von eventuel-
len Widerspruchsverfahren. Der Prozess
„Abschlussarbeiten betreuen“ beginnt
mit der Anmeldung der Diplomarbeit
durch den Studierenden und endet mit
Ausstellung des Zeugnisses sowie mit
der Exmatrikulation. Ein wichtiger
Bestandteil dieser Phase ist es beispiels-
weise auch, die Diplomandinnen und
Diplomanden, die eine praktische
Diplomarbeit im Unternehmen schrei-
ben, so zu betreuen, dass auch die
Stakeholder „Arbeitgeber“ langfristig die
Zusammenarbeit mit der Hochschule
weiter verfolgen wollen. Der Prozess
„Alumni und Weiterbildung organisie-

ren“ beginnt mit dem Beitritt zum
Alumni-Netzwerk oder mit der Kontakt-
aufnahme aufgrund von Interesse am
Weiterbildungsstudium.

Unterstützungsprozesse

Unterstützungsprozesse sind unerläss-
lich, um die Wertschöpfungsprozesse
von Forschung und Lehre optimal und
individuell zu erbringen. In der Prozess-
landkarte handelt es sich beispielsweise
um die unterstützenden Prozesse wie
„Presse und Marketing betreiben“,
„Bibliothek verwalten“ „Rechenzentrum
organisieren“ oder „Studien- und Info-
center managen“. 

In den Kernprozessen finden sich
immer wieder Verweise auf die Referate,
die damit auch elementar die Wert-
schöpfung beeinflussen. Ebenso wurde
im Rahmen des studentischen Projektes
der Prozess des Studentischen Lebens
aufgenommen, der beispielsweise
umfasst: „ Betreuungsprogramm für
Kinder organisieren“, „Rechtsberatung
bereit stellen“ oder „Plattform für Woh-
nungsmarkt schaffen“.

Die Unterstützungsprozesse der Referate
sind mit Piktogrammen belegt. Diese
Piktogramme finden sich in den Wert-
schöpfungsprozessen wieder und geben
den entscheidenden Hinweis darauf,
wie wichtig diese Prozesse zur Erfüllung
des Kerngeschäfts sind (vgl. Abbildung
2).

Kernprozess „Lehre“ 

Der folgende Abschnitt vertieft den
Kernprozess „Lehre“ anhand einer aus-
gewählten Prozessphase und erläutert
Modellierung und Vorgehensweise auf
den Ebenen unterhalb Ebene 1 der Pro-
zesslandkarte.

Abbildung 2 zeigt, wie auf Ebene 2 ver-
fahren wird. Es wird weiterhin in Form

gen und stellen ihre qualitativ hochwer-
tige Erfüllung sicher.

Abbildung 1 zeigt die Übertragung die-
ser Prozessarten auf eine Hochschule.

Leitungsprozesse

Der Leitungsprozess beispielsweise an
der Fachhochschule Neu-Ulm wird vom
Leitungsgremium verantwortet. Der
Prozess „Hochschule leiten“ umfasst
alle strategischen und operativen Pla-
nungs- und Steuerungsaktivitäten zur
optimalen Ausrichtung der Hochschule.

Zu den strategischen Aktivitäten zählen
beispielsweise:
■ Weiterentwicklung des Hochschul-

leitbildes
■ Verhandlung und Abschluss von Ziel-

vereinbarungen mit dem Staatsminis-
terium für Wissenschaft, Forschung
und Kunst des Freistaates Bayern zur
mehrjährigen Entwicklung und Pro-
filbildung der Hochschule

■ Aufstellung von Grundsätzen für die
Qualitätssicherung

■ Entscheidung über die Organisation
der Verwaltung der Hochschule

■ Verteilung der Stellen und Mittel, die
der Hochschule zugewiesen sind

■ Strategisches Hochschulmarketing.

Zu den operativen Aktivitäten zählen
beispielsweise:
■ Aufstellung des Haushaltsplans sowie

des Wirtschaftsplans
■ Umsetzung, Reporting und Control-

ling des Haushaltsplans
■ Festsetzung operativer Kommunikati-

onsmaßnahmen für die unterschied-
lichen Stakeholder der Hochschule.

Wertschöpfungsprozesse

In diesem Abschnitt werden die Wert-
schöpfungsprozesse im Überblick darge-
stellt. Erst im folgenden Abschnitt wird
exemplarisch der Prozess der Lehre ver-
tieft vorgestellt.
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von Block- oder Wertschöpfungsdia-
grammen gearbeitet. Das Blockdia-
gramm formalisiert die Stufen, die im
Rahmen des Bewerbermarketings erfor-
derlich sind, bis alle Studienplätze ver-
geben sind und die Antragsteller imma-
trikuliert sind. Farblich differenziert dar-
gestellt sind beispielsweise Stufen, die
die Beteiligung von Professorinnen und
Professoren erfordern, z.B. allgemeine
Studienberatung leisten oder Eignungs-
feststellungsverfahren inhaltlich ausar-
beiten.

Auffallend ist jedoch, wie häufig das
Informationssymbol erscheint. Das
Informationssymbol repräsentiert das
Studien- und Infocenter als unterstüt-
zenden Prozess, welches in der ersten
Phase der Wertschöpfung die meisten
Kontakte mit den Bewerbern und Stu-
dierenden hat. Damit wird diese erste
Phase im Leben eines Studierenden sehr
stark von den Eindrücken geprägt, die
aus dem Verhalten und der Kompetenz
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des Studien- und Infocenters resultie-
ren. Da es keine zweite Chance gibt,
einen ersten Eindruck zu machen, sind
diese Prozesse grundlegend für die wei-
tere Zusammenarbeit.

Line of visibility

Am Beispiel des Prozesses „Bewerber-
marketing betreiben“ soll nun gezeigt,
werden, wie auf Ebene 3 verfahren
wird. Dies wird in Abbildung 3 veran-
schaulicht. Anstatt den relativ formlo-

sen Blockdiagrammen wurden nun die
detaillierten Prozesse in Form von Zeit-
Rollen-Diagramme dargestellt. 

Die Prozesse wurden nach der Methode
der „Line of Visibility Engineering
Method“ (LOVEM) mit Microsoft Visio
modelliert [8]. Die einzelnen Aktivitä-
ten des Prozesses werden in Bändern
angeordnet. Jedes Band steht für eine
Organisationseinheit. Das oberste Band
ist dem Kunden vorbehalten. Somit ist
die „Line of Visibility“ zwischen den
Kunden und der Hochschule immer
präsent. Dies ist entscheidend, denn
alle Personen mit Kundenkontakt
beeinflussen die Leistung „Lehre“ mit.
Zudem sind Schnittstellen zwischen
Organisationsbereichen auf Basis dieser
Methode einfach zu identifizieren. Dies
ist besonders wichtig, da insbesondere
an den Schnittstellen oftmals Liegezei-
ten auftreten oder Abspracheschwierig-
keiten zwischen den Organisationsein-
heiten bestehen.

Die gut strukturierbaren Prozesse der
Lehre, bei denen das Studien- und Info-
center, insbesondere das an der FH Neu-
Ulm eingerichtete „Front-Office“, an
der „Line of visibility“ arbeitet, wurden
von den Studierenden im Rahmen
unseres Projektseminars erfasst und
bearbeitet. Die Prozesse wurden analy-
siert, mit dem Studien- und Infocenter
besprochen und falls möglich optimiert,
um für alle Beteiligten einen reibungs-
losen Ablauf bei den verschiedensten
Anliegen zu garantieren.

Pflege und Verfügbarkeit der Prozesse

Ziel einer Prozesslandkarte muss es sein,
dass sie von allen Hochschulmitglie-
dern im Intranet eingesehen werden
kann. Die Prozesslandkarte muss immer
auf dem neuesten Stand sein. Daher ist
ein organisatorisches Konzept erforder-
lich. Derzeit wird an der Fachhochschu-
le Neu-Ulm folgendermaßen vorgegan-
gen. 

Ebene 1 und 2 der Prozesslandkarte
wurden mit Power Point erstellt. An-
schließend wurden die Dateien als Web-
Seiten im Intranet gespeichert mit
Hyperlinks zu den darunter liegenden
Prozessen der Ebene 3. Dies ist möglich,
da auch Visio die Möglichkeit bietet,
alle Diagramme in Web-Seiten umzu-
wandeln. Damit sind die Prozesse über
jeden Browser wie den Internet Explorer
lesbar. Ein Vorteil der Veröffentlichung
der LOVEM-Diagramme als Web-Ver-
sion ist es, dass auf der linken Seite ein
„Zoomkasten“ erscheint. Darin ist der
komplette Prozess sichtbar und zeigt an,
an welcher Stelle im Prozess man sich
gerade befindet. Der Prozess im Groß-
format ist auf dem restlichen Bild-
schirm abgebildet. Da die Prozesse
meist breiter als eine Bildschirmseite
sind, ist der „Zoomkasten“ sehr hilf-
reich.

Um die Pflege und Weiterentwicklung
der Prozesse durch die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter an der FH sicherzustel-
len, wurde im Rahmen des Studenti-
schen Projekts eine Anleitung zu Micro-
soft Visio verfasst. Die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der betroffenen Refera-
te wurden entsprechend geschult. 

Nutzen der Prozesslandkarte

Die Prozesslandkarte zeigt sehr gut die
Kernprozesse einer Hochschule, die die
zentrale Wertschöpfungskette sicherstel-
len. Diese werden durch Supportprozes-
se unterstützt. Leitungsprozesse stellen
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Verwaltung und Lehre können anhand
der Prozesslandkarte eingearbeitet wer-
den. Die Prozesslandkarte leistet damit
einen Beitrag zum Verständnis und zur
Kenntnis der von der eigenen Aktivität
abhängigen Prozesse. Die Identifikation
der eigenen Tätigkeit als Beitrag zur
Wertschöpfung der Hochschule ist
ersichtlich. 

Die Prozesslandkarte ist damit auch ein
Instrument zum Wissensmanagement
an Hochschulen. Viele Arbeitsabläufe
sind in den Köpfen der einzelnen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter vorhanden.
Dieses wertvolle Wissen gilt es für alle

transparent zu machen, um Wissensver-
luste z.B. beim Ausscheiden von Mitar-
beitern aus der Hochschule oder bei
Inanspruchnahme von Elternzeit zu
verhindern. Aber auch für die Einarbei-
tung von neuen Kolleginnen und Kolle-
gen sind strukturierte und dokumentier-
te Abläufe eine große Erleichterung.

Im Rahmen einer Akkreditierung kann
darüber hinaus mit Hilfe einer Prozess-
landkarte die Transparenz und die Kon-
trolle der Prozesse ausgewiesen werden,
da die erforderlichen Prozesse aufgezeigt
werden sowie die Abfolge und Wechsel-
wirkungen dieser Prozesse festgelegt ist.
Damit ist ein wichtiger Grundstein
gelegt, um Kriterien und Methoden fest-
zulegen, um das wirksame Durchführen
und Lenken dieser Prozesse sicherzustel-
len. Ebenso können damit diese Prozes-
se ständig verbessert werden. ■

Literatur:
[1] Vgl. z. B. Osterloh, M.; Frost, J.: Prozessmana-

gement als Kernkompetenz. Wiesbaden 1996;
Schwab, J.: Geschäftsprozessmanagement mit
Visio, ViFlow und MSProject. 2., Aufl., Mün-
chen Wien 2006

[2] Vgl. Porter, M.: Wettbewerbsvorteile (Compe-
titive Advantage). Spitzenleistungen erreichen
und behaupten. 5. Aufl., Frankfurt/New York
1999. Erstmals 1985 in New York veröffent-
licht.

[3] Vgl. Scheer, A.-W.: ARIS - Vom Geschäftspro-
zess zum Anwendungssystem. 4. Aufl., Berlin
et al. 2002.

[4] Vgl. Hammer, M.; Champy, J.: Business reengi-
neering. Die Radikalkur für das Unternehmen.
Frankfurt 1995. Erstmals 1994 in New York
veröffentlich.

[5] Vgl. Meffert, H.; Bruhn, M.: Dienstleistungs-
marketing. Grundlagen, Konzepte, Methoden.
5., überarb. u. erw. Aufl., Wiesbaden 2006.

[6] Vgl. Gadatsch, A.: Grundkurs Geschäftspro-
zess-Management. 4., erw. Aufl., Wiesbaden
2005.

[7] Eigene Darstellung
[8] LOVEM ist eine Methode, die von IBM entwi-

ckelt wurde. Mehr Informationen dazu unter
URL: http://www-
935.ibm.com/services/us/index.wss/offering/bc
s/a1006593. Visio ist eine Software von
Microsoft, die zur Visualisierung von
Geschäftsprozessen genutzt wird. Visio ist im
Hochschulpaket enthalten. Mehr Informatio-
nen dazu unter URL:
http://office.microsoft.com/de-
de/visio/default.aspx.

die Abstimmung aller Prozesse auf die
Verwirklichung der Hochschulziele hin
sicher. Der Überblick über die Prozessar-
ten und die Beteiligten macht klar, dass
nur durch das optimale Zusammenspiel
der verschiedenen Prozesse eine optima-
le Dienstleistung für die Stakeholder
von Hochschulen wie Studierende und
Unternehmen erzielt werden kann.

Die interaktive Prozesslandkarte wurde
im Intranet der Fachhochschule Neu-
Ulm veröffentlicht und dient Studieren-
den zur Veranschaulichung der hoch-
schulinternen Prozesse. Aber auch neue
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
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Mit folgenden Unterlagen:
Zeugnis im Original, Zulassungsbescheinigung, Krankenversicherungs-
nachweis, Praktikumsnachweis, Personalausweis, evlt . Sprachnachweis

Line of visibility

vollständig

Abbildung 3: Subprozess „Antragsteller immatrikulieren“ (Ebene 3)
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Baden – Württemberg

Wann kommt das 
Promotionsrecht für
die Fachhochschulen?

Aus dem Bericht des Landtags über die
5. Sitzung der Ausschusses für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst am
01.03.07, in dem der Antrag von 
Dr. Reinhard Löffler, MdL für ein Ange-
bot eines Doctor of Philosophy 
(Ph. D.) durch die Fachhochschulen 
(s. DNH 6/2006, S. 28f) beraten wurde: 

„Der Erstunterzeichner des Antrags
führte aus, dass nach § 38 des Landes-
hochschulgesetzes nur Universitäten,
nicht aber Fachhochschulen das Promo-
tionsrecht hätten. Vor dem Hintergrund
der Lissabon-Strategie und des Bologna-
Prozesses der Europäischen Union
müsse seiner Meinung nach jedoch
mehr Wettbewerb in die Hochschul-
landschaft gebracht werden. Deshalb
sollte solchen Fachhochschulen, die for-
schungsintensive Leistungen erbräch-
ten, die Möglichkeit eingeräumt wer-
den, ihre Studenten selbst zur Promo-
tion zu führen und sie nicht im Rah-
men einer Kooperation mit einer Uni-
versität promovieren lassen zu müssen.
Er plädiere nicht für ein generelles Pro-
motionsrecht für Fachhochschulen,
halte aber das Promotionsrecht für die-
jenigen Fachhochschulen für sinnvoll,
die nach einem Qualifizierungs- und
Akkreditierungsprozess ausgewählt wür-
den, weil sie besondere wissenschaft-
liche Leistungen erbrächten. Für solche
Fachhochschulen sollte im Landeshoch-
schulgesetz eine Öffnungsklausel für
Promotionsverfahren geschaffen wer-
den.

Laut Stellungnahme des Wissenschafts-
ministeriums zu Ziffer 3 des Antrags sei
Voraussetzung für eine solche Öff-
nungsklausel die Schärfung der For-
schungsprofile der Fachhochschulen.
Dies würde ihm nicht genügen. Er halte
es für erforderlich, die Qualitätskriterien
strenger zu definieren.

Im Übrigen sei er der Meinung, dass
auch Universitäten nicht automatisch
ein Promotionsrecht haben dürften.

Ihre Fakultäten sollten sich einem Qua-
lifizierungsprozess unterziehen. Es sei
zu überlegen, ob man nicht generell
das klassische Promotionsrecht für den
„Dr.“ und das Recht zur Verleihung des
„Ph. D.“ an Kriterien der Qualifikation
und der Forschungsintensität binde, ein
Akkreditierungsverfahren festlege und 
§ 38 des Landeshochschulgesetzes neu
fasse. Dies würde zu mehr Leistungsbe-
wettbewerb in den Universitäten und
zu Bewegung in der Forschungsland-
schaft führen.

Eine SPD-Abgeordnete äußerte, wenn
der Antrag einen Beschlussteil hätte,
würde dieser sicher einstimmige
Zustimmung des Ausschusses finden
und das Ministerium zum Handeln ver-
anlassen. Sie könne die Ausführungen
des Erstunterzeichners nur unterstüt-
zen. In anderen Bundesländern sei es
sehr viel leichter, mit einem Fachhoch-
schulabschluss zu promovieren. Es wäre
sehr wichtig, den Fachhochschulen in
der Zukunft das Promotionsrecht zu
eröffnen und dieses nicht von der
Hochschulart, sondern von der Qualität
der Hochschule abhängig zu machen.

Eine Abgeordnete der Grünen erklärte,
sie schließe sich den Ausführungen der
beiden Vorredner an und unterstütze
insbesondere das Anliegen, den Fach-
hochschulen das Promotionsrecht zu
ermöglichen.

Der Minister für Wissenschaft, For-
schung und Kunst legte dar, sein Minis-
terium sei dabei, die Qualitätssicherung
der Hochschulen neu aufzustellen. Die
KMK-Beschlüsse seien dafür zum Teil
unzureichend oder führten sogar zu
einer Überbürokratisierung. Die Quali-
tätssicherung müsse gerade für den
Bereich gelten, der den höchsten
Anspruch habe, nämlich Promotion
und Ph. D.-Programme. In Zukunft
dürfe keine Hochschule mehr automa-
tisch durch Wissenschaftlichkeitsver-
mutung das Promotionsrecht haben,
sondern das Promotionsrecht und die

Einrichtung von Ph.D.-Programmen
müssten unabhängig von der Hoch-
schulart akkreditiert werden. Zweifellos
hätten die Universitäten hier aufgrund
ihrer Forschungsstärke ein Prä; aber es
gebe vielleicht einzelne Fakultäten oder
Studiengänge, in denen das Promoti-
onsrecht bestehe, ohne dass die For-
schungsvermutung der Realität entspre-
che. Allerdings dürften die Hochschul-
profile nicht generell verwischt werden.
Die Fachhochschulen sollten ihren
Schwerpunkt in der Lehre und in ange-
wandter Forschung und Entwicklung
behalten, und die Universitäten sollten
Forschungsuniversitäten bleiben. Aber
die Forschungsvermutung begründe
nicht von vornherein ohne Zertifikat
das Promotionsrecht.

Ein FDP/DVP-Abgeordneter stimmte
dem Minister zu, dass das Profil der
unterschiedlichen Hochschulen nicht
verwischt werden dürfe und dass der
Aspekt der Qualitätssicherung aus-
schlaggebend sein müsse. Deshalb halte
er ein allgemeines Verleihen des Promo-
tionsrechts für den falschen Weg. Auch
die Universitäten dürften nicht automa-
tisch das Promotionsrecht haben. Die
Qualitätssicherung müsse im Mittel-
punkt stehen und könne auch bei ande-
ren Hochschularten gegeben sein.“

Dorit Loos

Bayern

Bayerisches 
Absolventenpanel

München, 26. April 2007. Als erstes
Land legt Bayern die Ergebnisse einer
landesweiten, repräsentativen und lang-
fristig angelegten Befragung seiner
Hochschulabsolventen vor, die ins
Berufsleben starten. Bayerns Wissen-
schaftsminister Thomas Goppel und das
Bayerische Staatsinstitut für Hochschul-
planung und Hochschulforschung stell-
ten am Donnerstag in München die
wichtigsten Ergebnisse des ersten „Baye-
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Neue Bücher
von Kollegen
Technik ❘Informatik ❘Naturwissenschaften

Controlling für Industrieunternehmen
J. Bauer und E. Hayessen 
(beide FH Wiesbaden)
Vieweg Verlag: 2006

Physik für Wirtschaftsingenieure
D. Christopher und M. Matthias 
(beide FH Amberg-Weiden)
Hanser Verlag: 2006

Mathematik für Wirtschaftsingenieure
C. Dietmaier (FH Amberg-Weiden)
Hanser Verlag: 2005

Handbuch der Gebäudetechnik
Planungsgrundlagen und Beispiele
Band 1 Allgemeines/Sanitär/Elektro/Gas
6. neu bearbeitete und erweiterte 
Auflage 2007
W. Pistohl (FH Regensburg)
Werner Verlag: 2007

Handbuch der Gebäudetechnik
Planungsgrundlagen und Beispiele
Band 2 Heizung/Lüftung/Beleuchtung/
Energiesparen, 6. neu bearbeitete und
erweiterte Auflage 2007
W. Pistohl (FH Regensburg)
Werner Verlag: 2007

Betriebswirtschaft ❘Wirtschaft

Ganzheitliches Management Band 7
Planungs- und Entscheidungsprozesse
herausgegeben von U. Gonschorrek und
W. Hoffmeister (HS Darmstadt)
Berliner Wissenschaftsverlag: 2007

Rücklauf lässt präzise Aussagen zu, ins-
besondere für einzelne Studienfächer
und Fächergruppen. Die Themen-
schwerpunkte der ersten Studie waren
Fragen nach
■ dem Beitrag der Hochschule für den

Erwerb fachlicher und überfachlicher
Kompetenzen 

■ dem Übergang von der Hochschule
in den Beruf unter besonderer
Berücksichtigung von Praktika und
studentischer Erwerbstätigkeit 

■ und der Ermittlung von Faktoren für
den „frühen“ Berufserfolg: berufliche
Stellung, Einkommen, Status- und
Inhaltsadäquanz der ausgeübten
Tätigkeit.

Das BAP ist ein Projekt des Bayerischen
Staatsinstituts für Hochschulforschung
und Hochschulplanung (IHF) in Zusam-
menarbeit mit den bayerischen Hoch-
schulen. Es hat zum Ziel, in einer Lang-
zeitstudie in regelmäßigen Abständen
Informationen über die Ausbildungs-
qualität bayerischer Hochschulen und
den Berufserfolg bayerischer Hochschul-
absolventen zu gewinnen. An dem Pro-
jekt sind alle bayerischen Universitäten
und staatlichen Fachhochschulen betei-
ligt. Die Befragungen starteten im
November 2005 und werden laufend
fortgeführt, was künftig auch den Ver-
gleich verschiedener Absolventenjahr-
gänge ermöglichen wird.

Bayerisches Staatsministerium für

Wissenschaft, Forschung und Kunst
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rischen Absolventenpanels“ (BAP) vor.
Der Minister bezeichnete die Studie als
„wertvolle Informationsklammer zwi-
schen den Hochschulen und ihren
Absolventen“. Die Untersuchung gebe
den Hochschulen eine wichtige Rück-
meldung zur Ausbildungsqualität und
zum Berufserfolg ihrer Absolventen. 

Die Studie kommt zu dem Ergebnis,
dass sich ein Studium lohnt. Die befrag-
ten Hochschulabsolventen beurteilen
ihren Berufseinstieg überwiegend als
positiv. Mehr als 70 Prozent der Absol-
venten bescheinigen ihrer ersten regulä-
ren Stelle eine hohe inhaltliche Über-
einstimmung mit ihrem Studium und
über zwei Drittel der Hochschulabsol-
venten sind mit den Tätigkeitsinhalten
ihrer ersten Stelle zufrieden. Über 80
Prozent der Wirtschafts-, Natur- und
Ingenieurwissenschaftler würden ihr
Fach an ihrer Hochschule weiteremp-
fehlen, bei den Sprach- und Geisteswis-
senschaften liegt die Empfehlungsquote
bei 60 bis 80 Prozent.

Berufseinstieg: Praktika als Über-
gangsphänomen in einzelnen Fächern

Über 60 Prozent der Ingenieure und
Naturwissenschaftler haben innerhalb
von drei Monaten nach Abschluss ihres
Studiums eine erste reguläre Beschäfti-
gung aufgenommen, nach 12 Monaten
sind es 80 Prozent. Bei Absolventen der
Sprach- und Kulturwissenschaften sowie
der Sozialwissenschaften dauert die

Berufseinstiegsphase demgegenüber län-
ger: Nach drei Monaten haben 45 Pro-
zent und nach zwölf Monaten etwa 
70 Prozent der Absolventen eine erste
Beschäftigung aufgenommen. Bei
Absolventen dieser Fächer sind Praktika
nach dem Studium, die sonst kaum
eine Rolle spielen, in der Berufseinmün-
dungsphase verbreitet. Diese haben
allerdings häufig den Charakter einer
beruflichen Orientierungsphase und
werden vielfach von einer regulären
Beschäftigung abgelöst.

Erfolgsfaktoren: Zügiges und 
gutes Studium, Praxiserfahrung

Erfolgsfaktoren, die zu einem schnellen
Übergang in die erste Beschäftigung
führen, sind ein zügiges Studium, gute
Studienergebnisse und Praxiserfahrung
im Studium. Ein Fünftel der Absolven-
ten gelangt über Kontakte aus einem
Praktikum oder einer fachnahen stu-
dentischen Erwerbstätigkeit an die erste
berufliche Beschäftigung. Absolventen,
die während des Studiums fachnah
erwerbstätig waren, gelangten nach
dem Studium schneller an eine erste
reguläre Stelle als jene Absolventen, die
nicht fachnah erwerbstätig waren.

In der ersten Befragung des BAP wurden
13.200 bayerische Absolventen ange-
schrieben. Von diesen haben 37 Prozent
geantwortet. Dieser im Vergleich zu
anderen Absolventenbefragungen hohe
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Neuberufene
Bayern

Prof. Dr. Leonhard Durst,
Tierernährung, FH Weihen-
stephan

Prof. Dr. Ewald Endres, Forst-
recht und Forstpolitik, 
FH Weihenstephan

Prof. Dr. Ruth Limmer, Klini-
sche Psychologie, FH Nürnberg

Prof. Dr. Sabine Rodt, Rech-
nungswesen und Controlling,
FH München

Prof. Dr. Carsten Tille, Kon-
struktion/Maschinenelemente,
FH München

Prof. Dr. Ralf Waßmuth, Tier-
zucht, FH Weihenstephan

Berlin

Prof. Dr. Peter Bartsch,
Maschinenelemente, Kon-
struktion, TFH Berlin

Prof. Dr. Frank Haußer, 
Mathematik, TFH Berlin

Prof. Dr. Hilde Köster, Früh-
pädagogik und Frühdidaktik
mit den Schwerpunkten Natur-

wissenschaften, Technik und
Mathematik, Alice-Salomon 
FH Berlin

Prof. Dr. Monika Springer,
Lebensmittelchemie, 
TFH Berlin

Brandenburg

Prof. Dr. Klaus Dölle, Allge-
meiner Maschinenbau, FH
Brandenburg

Prof. Dr.-Ing. Anselm Fabig,
Verkehrsinformatik/Verkehrs-
telematik, TFH Wildau

DNH 2 ❘2007

Management Methods and Tools
M. Grabinski (FH Neu-Ulm)
Gabler: 2007

Investitionsmanagement – Systema-
tische Planung, Entscheidung und
Kontrolle von Investitionen
10. wesentlich überarbeitete und 
erweiterte Auflage
B. W. Müller-Hedrich (FH Ludwigsburg),
G. Schünemann (FH Stralsund) und 
N. Zdrowomyslaw (FH Stralsund)
expert: 2006

Bilanzoptimierung für das Rating
herausgegeben von N. Varnholt 
(FH Worms)
Schäffer-Poeschl Verlag: 2007

Krisenmanagement in Sportbetrieben
herausgegeben von R. Wadsack 
und R. Cherkeh 
(FH Braunschweig/Wolfenbüttel)
Peter Lang Verlag: 2006

Allgemeine Managementlehre
Lehrbuch für die angewandte Unter-
nehmens- und Personalführung
S. Quarg, R. Jung und J. Bruck 
(FH Dortmund)
Erich-Schmidt Verlag: 2007

Kostenrechnung
J. Wöltje (HS Karlsruhe)
Haufe Verlag: 2007

Risikomanagement
T. Wolke (FH Wirtschaft Berlin)
Oldenbourg Verlag: 2007

Recht ❘Soziologie ❘Kultur

AGG, Allgemeines Gleichbehand-
lungsgesetz im öffentlichen Dienst
(Kommentar)
J. Bauschke (FH Bund Mannheim)
Luchterhand verlag: 2007

Ich bitte, mir ein Legehuhn halten zu
dürfen, Herr Anstaltsleiter
Tragikomisches aus dem Strafvollzug
P. Höflich (FH Cottbus) und 
M. Matzke (FHVR Berlin)
Fachhochschulverlag: 2006

Vorschriftensammlung Europarecht
mit Einführung für Studium und Praxis
5. erweiterte Auflage
herausgegeben von M. Matjeka 
(FH Ludwigsburg), P. Reich (FHöVR Hof)
und C. Welz
Richard Boorberg Verlag: 2007

Wirtschaftsprivatrecht
Rechtliche Grundlagen wirtschaftlichen
Handelns
10. neu bearbeitete Auflage
P. Müssing (FH Frankfurt)
C.F. Müller Verlagsgruppe 
Hüthig-Jehle-Rehm: 2007

Arbeitsrecht
Das Arbeitsverhältnis in der betrieb-
lichen Praxis
4. Auflage, P. Senne (FH Dortmund)
Wolters Kluwer/Luchterhand Verlag:
2007

Grundzüge der betrieblichen
Steuerlehre
Arbeitsbuch und Foliensammlung
2. erweiterte Auflage
T. Wengel (FH Remagen)
Fachbibliothek Verlag: Büren 2007

Amerika und Wir
US-Kulturen - neue europäische Ansichten
herausgegeben von E. A. Wicha
Verlag Rainer Hampp: 2006

Sonstiges

Intonation, Temperierung und 
Mensurkompensation bei Zupf-
instrumenten
herausgegeben von E. Meinel 
(Westsächsische HS Zwickau)
Studiengang Musikinstrumentenbau
Markneukirchen
Westsächsische Hochschule Zwickau:
2006

Ausfertigung und Präsentation von
Seminar-, Bachelor-, Diplom- und
Masterarbeiten
3. aktualisierte Auflage
K. Watzka (FH Jena)
Fachbibliothek Verlag: 2007
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Prof. Dr.-Ing. Torsten Jeinsch,
Steuerungs- und Regelungs-
technik/Industrieautomatik, 
FH Lausitz

Prof. Dr.-Ing. Norbert Miersch,
Werkzeugkonstruktion, 
TFH Wildau

Prof. Dr.-Ing. Günter Mügge,
Energiemanagement, FH Lau-
sitz

Prof. Dr. Angela Schreyer, Con-
tentmanagement und elektro-
nisches Publizieren, FH Pots-
dam

Prof. Dr.-Ing. Thomas Schwot-
zer, Wirtschaftsinformatik, ins-
bes. Web-basierte Lehre und
Medienmanagement, FH Bran-
denburg

Prof. Dr. Roland Uhl, Ange-
wandte Mathematik/Theorie
der Informatik, FH Branden-
burg

Hessen

Prof. Dr. Heinrich Friede-
rich, Metallische Werkstof-
fe, Keramik und Gläser, FH
Gießen-Friedberg

Prof. Dr. Ulrich Nissen, Allge-
meine Betriebswirtschaft mit
dem Schwerpunkt Controlling,
FH Gießen-Friedberg

Niedersachsen

Prof. Dr.-Ing. Henning
Ahlers, Spanende Werk-
zeugmaschinen, Fertigungs-
technik und Montage, 
FH Hannover

Prof. Dr. Jürgen Bitzer, Volks-
wirtschaftslehre, FH Olden-
burg/Ostfriesland/Wilhelmsha-
ven

Prof. Dr.-Ing. Kai-Oliver Ho-
meyer, Mikroprozessortechnik
und Schaltungstechnik, 
FH Hannover

Prof. Dr.-Ing. Ulrich Lüdersen,
Mechanische Verfahrenstech-
nik, Prozesssimulation,  CAE,
FH Hannover

Prof. Dr.-Ing. Ralf Sindelar,
Werkstoffkunde und Fertigung,
FH Hannover

Nordrhein-Westfalen

Prof. Dr. Andreas Becker,
Gesundheitswesen, Kath.
FH NW

Prof. Dr. Christoph Blomberg,
Soziale Arbeit, Kath. FH NW

Prof. Joachim Blum, Journalis-
tik und Medienproduktion, FH
Bonn-Rhein-Sieg

Prof. Dipl.-Des. Claudia Gröne-
baum, Grafik-Design, FH Müns-
ter

Prof. Dipl.-Ing. Marco Hem-
merling, CAD, FH Lippe und
Höxter

Prof. Dr. Ulrich Kowohl, Sozial-
management, Sozialwirtschaft,
FH Dortmund

Prof. Dipl.-Inform. Ingrid
Scholl, Graphische Datenverar-
beitung und Grundlagen der
Informatik, FH Aachen

Prof. Dr. Susanne Wolf, Sozial-
medizin, FH Düsseldorf

Rheinland-Pfalz

Prof. Stefan Dornbusch,
Zeichnen und Gestaltungs-
grundlagen, FH Trier

Prof. Ingo Krapf, Möbel-, Pro-
dukt- und Ausstellungsdesign,
FH Trier

Sachsen

Prof. Dr. habil. Ines Busch-
Lauer, Englisch und Kom-
munikation, Westsächsische
HS Zwickau

Prof. Dr.-Ing. Lars Frormann,
Kunststoffverarbeitung/Ferti-
gungstechnik, Westsächsische
HS Zwickau

Prof. Dr.-Ing. Thomas Gäse,
Produktionsplanung und -steue-
rung, Westsächsische HS Zwick-
au

Prof. Dipl.-Bildhauer Thomas
Knoth, Künstlerisch-gestalteri-
sche Grundlagen, Westsächsi-
sche HS Zwickau

Prof. Dr.-Ing. Matthias Kolbe,
Umform- und Zerteiltechnik,
Westsächsische HS Zwickau

Prof. Dr. Romy Mietke, allge-
meine Betriebswirtschaftslehre,
insbesondere Betriebliches
Rechnungswesen, Westsächsi-
sche HS Zwickau

Prof. Dr. Ing. Matthias Richter,
Nachrichtentechnik und Elek-
tromagnetische Verträglichkeit
(EMV), Westsächsische HS
Zwickau

Prof. Dr. habil. Hans-Jörg Stark-
loff, Mathematik, Westsächsi-
sche HS Zwickau

Prof. Dr.-Ing. habil. Masoud
Ziaei, Maschinenelemente,
Westsächsische HS Zwickau

Prof. Dr.-Ing. Günter Zöllig, 
Fertigungsmittelentwicklung
und CAE, Westsächsische HS
Zwickau

Thüringen

Prof. Dr. Daniel F. Abawi,
Wirtschaftsinformatik, FH
Erfurt

Prof. Dr. Paul Gimm, Grafische
Datenverarbeitung, FH Erfurt

Prof. Dr. Ulrich Lakemann,
Sozialwissenschaften und Sozi-
alplanung, FH Jena

Prof. Dr. Gunar Schorcht, Netz-
werke, IT-Sicherheit und Kryp-
tologie, FH Erfurt
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